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Sicherheit

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

Sicherheit ist ein Thema, das alle berührt –
auch in unserer Stadt. Deshalb wurde in Völklin-
gen schon vor einigen Jahren ein Sicherheits-
beirat ins Leben gerufen, der seither vorbildli-
che Arbeit leistet. Auch wurden in unserer Stadt
sogenannte Seniorensicherheitsberater ausge-
bildet. Eine enge Zusammenarbeit von Stadt
Völklingen, Ministerium, Landesseniorenbeirat
und Polizei machte dies möglich.

Jetzt wurden in Völklingen zum ersten Mal 14
Migrantinnen und Migranten zu Sicherheitsbe-
ratern ausgebildet. Das Projekt hat bisher keine
Vorbilder im Saarland, soll aber in Zukunft auch
in anderen Kommunen seine Fortsetzung fin-
den. Wir in unserer Stadt können stolz auf unse-
re neuen Sicherheitsberaterinnen und Sicher-
heitsberater sein. Denn damit ist es möglich,
nun auch Menschen mit Migrationshintergrund
gezielt ansprechen zu können.

Sicherheit geht uns alle an. Deshalb gilt mein
Dank den 14 Bürgerinnen und Bürgern, die ihre
ehrenamtliche und verantwortungsvolle Arbeit
nun begonnen haben.

Ihr

Klaus Lorig 
Oberbürgermeister der Stadt VölklingenK
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Friedhofsverwaltung 
am 12. März geschlossen

Wegen einer internen Pro-
grammschulung ist die
Friedhofsverwaltung der
Stadt Völklingen am Diens-
tag, den 12. März 2013,
geschlossen.

Europäisches Konzert der
Saar- und Moselle-Schüler
am 19. März in Völklingen

Vollsperrung der Heinestraße für den 
Kraftfahrzeugverkehr ab dem 20. März

Oberbürgermeister Klaus Lo-
rig hat vierzehn Migranten, die
in einem Lehrgang zu Sicher-
heitsberatern ausgebildet
wurden, ihr Zertifikat über-
reicht. Im Rahmen eines Pilot-
projektes, das vom Sozialmi-
nisterium, der Stadt Völklin-
gen, der Polizeiinspektion
Völklingen und der Geschäfts-
stelle des Landesseniorenbei-
rates organisiert worden war,
hatten die türkisch-stämmigen
Teilnehmer eine Ausbildung
erhalten, um als Multiplikato-
ren wirken und ihr Wissen an
Seniorinnen und Senioren ih-
res Kulturkreises weitergeben
zu können.
Das Pilotprojekt zur Ausbil-
dung von Seniorensicher-
heitsberaterinnen/ Seniorensi-
cherheitsberatern (SSB) mit
Migrationshintergrund war
Mitte Januar gestartet. Das
Projekt wurde vom Ministeri-
um für Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie, der Inte-
grationsbeauftragten der
Stadt Völklingen, den Beam-
ten der Polizeiinspektion Völk -

lingen und der Geschäftsstel-
le des Landesseniorenbeira-
tes organisiert. 
Bei der Überreichung der Zer-
tifikate an die neuen Seni-
orensicherheitsberater nannte
Oberbürgermeister Klaus Lo-
rig das Projekt vorbildlich:
„Dies ist ein positives Beispiel
für Integration in unserer
Stadt. Gleichzeitig macht aus
meiner Sicht das Projekt die
gute Zusammenarbeit zwi-

schen Kommune, Polizei,
Landesseniorenbeirat und
nicht zuletzt unseren Bürgern
deutlich“.
Durch den Einsatz von Seni-
orensicherheitsberatern mit
türkischstämmigen Migrati-
onshintergrund sollen in ers -
ter Linie ihre älteren Lands-
leute im Raum Völklingen
über kriminalpräventive The-
men informiert und Ängste vor
der Polizei abgebaut werden. 
Die neuen Seniorensicher-
heitsberater sollen in Zukunft

als Multiplikatoren wirken und
ihr Wissen im Rahmen von
Vorträgen oder Einzelberatun-
gen an Seniorinnen und Seni-
oren ihres Kulturkreises wei-
tergeben. Durch die Arbeit der
Multiplikatoren kann das Si-
cherheitsgefühl in der Bevöl-
kerung, aber auch die Arbeit
der Polizei positiv unterstützt
werden. Ziel ist es zudem,
diejenigen Menschen zu errei-
chen, die kaum oder gar kein
Deutsch verstehen. Mit dem
Pilotprojekt wird damit auch
der gesellschaftlich-demogra-
fischen Entwicklung Rech-
nung getragen.
Die Teilnehmer/innen des
Projektes wurden durch Her-
mann Lehberger und Bediens-
tete des Landespolizeipräsidi-
ums, der Polizei Völklingen,
des Polizeibeamten Seyfi
Turan sowie des Landesinsti-
tuts für Präventives Handeln
geschult. Sie mussten sich
unter anderem mit folgenden
Fragen auseinander setzen:
Wo liegen die Ängste der Se-
nioren? Wo und wann sind sie

gefährdet? Bei welchen
Straftaten sind Seniorin-
nen/Senioren besonders häu-
fig betroffen? Was sind die
gängigsten Tricks und wie
kann man sich davor schüt-
zen? Wie mache ich meine
Wohnung/mein Haus siche-
rer? Aber auch das für ältere
Menschen so wichtige The-
menfeld der Straßenverkehrs-
prävention war Inhalt der Aus-
bildung.
Die neu ausgebildeten SSB
werden der in Völklingen beim
Diakonischen Werk seit über
10 Jahren existierenden SSB-
Gruppe angegliedert und in
regelmäßigen Gruppensitzun-
gen von der Polizei betreut
und weitergebildet.
Weitere Informationen erhal-
ten Interessierte im Ministeri-
um für Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie (MSGFF),
Referat D3, Geschäftsstelle
des Landesseniorenbeirates,
Telefonnummer: (0681) 501-
3321; Fax: (0681) 501-3168; 
E-Mail: h.lehberger@soziales.
saarland.de

Neue Sicherheitsberater
Übergabe von Zertifikaten an 14 Migranten aus Völklingen

In der Heinestraße in Völklin-
gen muss auf dem Abschnitt
zwischen der Hohenzollern-
straße und der Haydnstraße
der Kanal erneuert werden.
Da die Kanaltrasse mitten in
der Straße verläuft, kann die
Erneuerung des Kanals nur
bei Vollsperrung des betroffe-
nen Straßenabschnitts erfol-
gen. Deshalb sind entspre-
chende Verkehrsumleitungen
erforderlich. 
Der Verkehr von Püttlingen
kommend wird über die Pütt-
linger Straße und Hohenzol-
lernstraße in die Innenstadt
geleitet. Der stadtauswärts
fließende Verkehr ins Köllertal
führt über die Stadionstraße
zum Kreisverkehr an der Pütt-
linger Landstraße/Neptun -
straße. Die Baumaßnahme
wird rund drei Monate in An-
spruch nehmen und beginnt
am Mittwoch, dem 20. März.
Wegen der Baustellenvoll-
sperrung in der Heinestraße
wird dem Durchgangsverkehr
aus dem Köllertal empfohlen,
die Baustelle großräumig zu
umfahren. 
Die Ortspolizeibehörde und
die Polizeiinspektion Völklin-
gen werden während der Bau-
phase besonderes Augen-
merk auf die Umleitungs-
strecken legen. An der Püttlin-
ger Straße liegen eine Grund-
schule sowie eine Kinderta-
gesstätte. Insbesondere im
Bereich der Schule werden
Haltverbote aufgestellt, damit
durch haltende und parkende
Fahrzeuge keine kritischen
Verkehrssituationen zum
Nachteil der Kinder entstehen.
Sowohl die Haltverbote als
auch die in den Umleitungs-
strecken geltende Geschwin-
digkeitsbeschränkung auf 30
km/h werden besonders inten-
siv überwacht werden.

Komik, Musik
und Parodie
In der Kulturhalle in Wehrden zeigt 

Jörg Knör sein Programm „Alles nur Show“

Wanderausstellung zu polnischer Zwangs-
arbeit um eine Woche verlängert

Positives Beispiel 
für Integration

Unter Musikfreunden gilt
es schon lange als Ge-
heimtipp: das „Concert Eu-
ropéen des Elèves des
Saare et Moselle“. Die
über 200 beteiligten Schü-
lerinnen und Schüler be-
geisterten, unterstützt von
ihren Musiklehrern, in der
Vergangenheit ihre Zuhö-
rerschaft mit Kompositio-
nen zum Beispeil von Mo-
zart, Schubert oder Men-
delssohn Bartholdy.
In diesem Jahr wird zum
ersten Mal eine Rockoper
aufgeführt: „La Révolution
Française“ von Claude-Mi-
chel Schoenberg und Ray-
mond Jeannot. Die Gym -
nasiasten aus Forbach
und Metz sowie dem Völk -
linger Warndtgymnasium
erarbeiteten dafür ein
Werk mit komplettem Sym-
phonieorchester, Rockor-
chester sowie einem
großen Chor. Musicalsze-
nen und Tanzeinlagen un-
terbrechen die musikali-
schen Passagen. Interes-
sierte sollten sich also auf
jeden Fall den Termin am
Dienstag, den 19. März, in
der Gebläsehalle des Welt-
kulturerbe Völklinger Hütte
vormerken. Beginn der
Rockoper ist um 19.30
Uhr. 
Karten sind im Vorverkauf
u.a. in der städtischen Tou-
rist-Info, Telefonnummer
(06898) 13-2800, sowie
dem Sekretariat des
Warndtgymnasiums, Tele-
fonnummer (06898)
9729900, erhältlich.

14 SicherheitsberaterInnen wurden öffentlich ihre Zertifikate überreicht. Foto: upg

Jörg Knör, der Entertainer
unter den Comedians, ist
am Samstag, den 16. März,
um 20 Uhr in der Kulturhal-
le Völklingen-Wehrden zu
Gast. In seinem Programm
„Alles nur Show“ jongliert er
mit allem, was auf der Büh-
ne Wirkung hat: Komik, Mu-
sik, Parodie und blitz-
schnellen Karikaturen. Das
aktuelle Programm des
Bambi-Preisträgers ist ein
spannender Ausflug in die
Welt der Stars, die gerade
Schlagzeilen machen, und
beginnt genau da, wo Frau-
ke Ludowigs Stargeflüster
aufhört.
Alle üblichen Verdächtigen
auf frischer Tat ertappt: Die-
ter Bohlen, Bruce Darnell,
Bushido, Silvio Berlusconi,
Barack Obama, Dirk Bach,
Reiner Calmund, George
Clooney, Nicolas Sarkozy,
Johannes Heesters… Wer
sich gerade blamiert, wird
von Knör parodiert. Unver-
langte, aber dankbar aufge-
griffene Vorlagen lieferten
auch: Karl Lagerfeld, Hel-
mut Schmidt, Angela Mer-
kel, Michael Jackson, De-

Die im Stadtarchiv Völklingen
präsentierte Ausstellung zur
Geschichte der polnischen
Zwangs- und Sklavenarbeit
während des Zweiten Welt-
kriegs kann auch in der Wo-
che vom 11. bis 15. März
2013 im Zuge der Veranstal-
tungsreihe „Internationale
Wochen gegen Rassismus
2013“ besucht werden. Wei-

terhin gezeigt werden eben-
falls die Dokumente zur
Zwangsarbeitergeschichte in
der Hüttenstadt. Für Ausstel-
lungsgäste ist das im Alten
Völklinger Bahnhof befindli-
che Stadtarchiv montags bis
donnerstags von 9 Uhr bis 13
Uhr und von 13.30 Uhr bis 16
Uhr sowie freitags von 9 Uhr
bis 12 Uhr geöffnet. ●

sirée Nick, Karl Dall, Mario
Barth, Dj Ötzi, Helge
Schneider, Tokio Hotel…
Alles, was unter den roten
Teppich gekehrt wurde –
Jörg Knör hat es aufgesam-
melt und serviert es brand-
aktuell auf der Bühne. „Al-
les nur Show!“ – Zwei Stun-
den, die wie im Flug verge-
hen und Lust auf mehr ma-
chen!
Tickets zum Konzert gibt es
bei allen bekannten Vorver-
kaufstellen von Ticket-Re-
gional sowie im Internet un-
ter www.voelklinger-
kulturmeile.de.

Jörg Knör Foto: stadt vk



Melden Sie uns öffentliche Veranstaltungstermine 
für den Internet-Veranstaltungskalender unter

http://veranstaltungen.voelklingen.de
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VERANSTALTUNGEN IN VÖLKLINGEN
VHS Völklingen

Ticket-Verkauf: www.ticket-regional.de, Tourist-Information Völk lingen, Poststraße 1,
Tel. (0 68 98) 13-28 00. Sowie in allen bekannten VVK-Stellen von „Ticket Regional“.

Donnerstag, 14. März 2013
Progressive Muskelrelaxation
und andere Entspannungstech-
niken, 18.30 Uhr, Ort: Physiothe-
rapie Klinkmüller & Korn, Friedrich-
Ebert-Platz 3, Völklingen. Physio-
therapie Klinkmüller & Korn, 
Friedrich-Ebert-Platz 3, 
66333 Völklingen, Tel. 448771

Sonntag, 17. März 2013
Spinning-Marathon, 12 Uhr, Ort:
die Sportinsel GmbH, Thomas Voll-
rath, Röntgenstraße 67A, 66333
Völklingen, Telefon: 06898 /
295371, Mobil: 0172 / 3404482.
Verantwortlich: Die Sportinsel
GmbH, Thomas Vollrath, Röntgen-
straße 67A, 66333 Völklingen, 
Telefon: 06898 / 295371, 
Mobil: 0172 / 3404482

Samstag, 23. März 2013
Gesundheitstag im Globus Bau-
markt, 8 – 20 Uhr, Zechenstraße
8, Völklingen. VHS Völklingen,
Karl-Heinz Schäffner, Tel.
06898/13-2590

Sonntag, 24. März 2013
Wanderung: Frühlingserwachen
zwischen Mosel und Saar, 8.30
Uhr, Treff: Bahnhof Völklingen. 
Anmeldung erforderlich bei Saar-
waldverein OV Völklingen, Ursula
Benndorf, Moltkestraße 25, 66333
Völklingen, Telefon: 06898 / 22271

Dienstag, 26. März 2013
PILOGA – eine Mischung aus 
Pilates und Yoga, 16.45 Uhr, 
Ort: Gymnastiksaal, Hans-Netzer
Halle. Verantwortlich: TV Völklin-
gen, Sabine Hollinger

Mittwoch, 27. März 2013
Stilltreffen – La Leche Liga, 
10 Uhr, Ort Geislautern. 
Verantwortlich: Melanie Schnabel, 
Friedhofstraße 10, 66352 Großros-
seln, Tel. 06809 / 180723

8 km-Wanderung ab Kreuzberg-
haus, 15 Uhr, Kreuzberghaus. 
Anmeldung erforderlich bei Saar-
waldverein OV Völklingen, Ursula
Benndorf, Moltkestraße 25, 66333
Völklingen, Telefon: 06898 / 22271

Alle Veranstaltungen im Internet unter
www.voelklingen-lebt-gesund.de

Aktion „Völklingen lebt gesund!“

Ausstellungen

„Alles im Rahmen“
Ausstellung der Dozentin 
Doris Mueller-Schlang
Bis 13.3.2013
Altes Rathaus Völklingen

Vortrag

„Geist im Glas“
16.3.2013 / 19.30 Uhr
Glas- und Heimatmuseum
Warndt, Ludweiler 

Weitere Veranstaltungen 
unter www.voelklingen.de 
Änderungen vorbehalten 

„Collagen“ 
von Birgit Habermann
Bis 30. April 2013
Stadtteiltreff Völklingen,
Bismarckstraße 20

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN DER STADT VÖLKLINGEN

BEKANNTMACHUNG

Die Stadt Völklingen gibt gem. § 41 (3) i. V. mit § 48 (6) KSVG bekannt,
dass folgende Sitzungen stattfinden:

A) Hauptausschuss, 19.03.2013, 17.00 Uhr, 64. öffentliche
und nichtöffentliche Sitzung in der Kulturhalle Wehrden,
Schaffhauser Straße 18 

TAGESORDNUNG

A) Öffentlicher Teil

1. Kanalerneuerung in der „Straße des 13. Januar 247-267“ in Lui-
senthal
hier: Überplanmäßige Mittelbereitstellung bei BuSt. 70000.95113 

2. Kanalsanierung in der „Fröbelstraße“ in Völklingen-Lauterbach 
hier: Außerplanmäßige Mittelbereitstellung bei BuSt. 70000.95143

3. Aufnahme von Darlehen aus dem Wirtschaftsplan 2013 des Son-
dervermögens Abwasserbeseitigung

4. Mitteilungen und Anfragen

B) Nichtöffentlicher Teil

1. Personalangelegenheiten

2. Beratung des Doppelhaushaltes 2013/2014 mit Bekanntgabe von
Änderungen des Verwaltungsentwurfes

3. Änderung des Stellenplanes für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 

4. Haushaltssanierungsplan 2013 – 2017 

5. Mitteilungen und Anfragen

B) Einstellungsausschuss, 21.03.2013, 16.30 Uhr,
23. nichtöffentliche Sitzung im „Wehrdener Stübchen“ 
in der Kulturhalle Wehrden, Schaffhauser Straße 18  

TAGESORDNUNG

1. Einstellung von Beschäftigten

2. Mitteilungen und Anfragen

Völklingen, 07.03.2013 
Der Oberbürgermeister
gez. Lorig

BEKANNTMACHUNG

Die Stadt Völklingen gibt gem. § 41 (3) KSVG bekannt, dass der Stadt-
rat für

Donnerstag, den 21.03.2013, 17.00 Uhr

zur 47. öffentlichen Sitzung des Stadtrates in die Kulturhalle Wehr-
den, Schaffhauser Straße 18,  einberufen wurde.

TAGESORDNUNG

1. Einführung und Verpflichtung eines neuen Stadtratsmitgliedes 

Infos über das gesamte 
Angebot und Anmeldungen 
bei VHS-Sekretariat, 
Telefon 0 68 98 13-25 97 
Online-Anmeldungen unter:
www.vhs-voelklingen.de

Comedy

Jörg Knör
„Alles nur Show!“

Samstag, 16. März 2013, 20 Uhr
Kulturhalle Völklingen-Wehrden

Volles Programm
Jörg Knör, der Entertainer unter den Comedians,

jongliert mit allem, was auf der Bühne Wirkung hat:
Komik, Musik, Parodie und blitzschnellen Karikatu-

ren. Das aktuelle Programm des Bambi Preisträgers
ist ein spannender Ausflug in die Welt der Stars, die
gerade Schlagzeilen machen, und beginnt genau

da, wo Frauke Ludowigs Stargeflüster aufhört. 
Alles, was unter den roten Teppich gekehrt wurde –

Jörg Knör hat es aufgesammelt und serviert es
brandaktuell auf der Bühne.

„Alles nur Show!“ – zwei Stunden, die wie im Flug
vergehen und Lust auf mehr machen!

Konzerte

Donnerstag, 14. März 2013
■ Vortrag: Die Straßennamen 

Völklingens im Wandel der
Zeit, 18 Uhr, Altes Rathaus

■ Seminar: Entspannungshyp-
nose, 19.30 Uhr, Altes Rathaus

Freitag, 15. März 2013
■ Grundkurs: Motorsägenlehr-

gang für Selbstwerber, 8 Uhr,
Forstamt am Simchel

Samstag, 16. März 2013
■ Junge VHS: Ab heute koch ich

selbst – Kurs für Anfänger,
11 Uhr, Haus der Vereine

■ Junge VHS: Tortellini selbst ge-
macht, 11 Uhr, Osteria Europa

■ Junge VHS: Osterhasen-
Zaungäste selbst gemacht,
15 Uhr, Schule Luisenthal

■ Junge VHS: Die Hühner sind
los – Osterdeko ausFilz,
14 Uhr, Haus der Vereine

■ Wochenendseminar: 
Aufbaukurs Keramik – 
Weibliche Figuren, 10 Uhr,
Schule Röchling-Höhe

Sonntag, 17. März 2013
■ Junge VHS: Schnuppertau-

chen, 14 Uhr, Stadtbad

Mittwoch, 20. März 2013
■ Exkursion: Besichtigung 

der Feuerbestattungsanlage,
16 Uhr, Waldfriedhof Völklingen

Concert Européen des Elèves de Sarre et Moselle
Europäisches Konzert der Saar- und Moselleschüler

Di, 19. März / Ma, 19 mars: 
Weltkulturerbe Völklinger Hütte, Gebläsehalle, 19h30

Do, 28. März / Je, 28 mars: Metz, Arsenal, 20h

Mi, 3. April / Me, 3 avril: Forbach, CAC, 20h

20
13

Rezitativo
Vino e Musica
15.3.2013 / 19 Uhr
Kongresszentrum Völklingen

Konzert in der 
Versöhnungskirche
„Musik zum Karfreitag“

HIGH FIVE – a cappella
Mundesjugendspiele

Samstag, 13. April 2013, 20 Uhr
Kulturhalle Völklingen-Wehrden

Sie sind jung! Sie sehen gut aus! Und sie können
singen, was das Zeug hält! HIGH FIVE, die fünf

Jungs von Deutschlands jüngster professioneller A-
Cappella-Band, wissen nicht nur, wie man Mädels
begeistert – sie erobern mit ihrem charmanten Ge-
sang gleich die Herzen aller im Sturm! Ihre Lieder

sind intelligent, witzig bis nachdenklich, voller über-
raschender Pointen und allesamt selbst getextet und
komponiert. Mit einem Songmix aus Rock’n’Roll bis
Pop, Heavy Metal bis Volksmusik und Schlager bis

House - dargeboten in sportlichen Choreographien -
rocken die Twens den Saal.

Europäisches Konzert der Saar- und Moselleschüler

Rockoper 
La Révolution Française

19. März 2013, 19.30 Uhr
Gebläsehalle, 

Weltkulturerbe Völklinger Hütte
Karten gibt es bei der Tourist-Info Völklingen

Poststraße 1, Tel. 06898 / 13-2800 sowie 
im Sekretariat des Warndtgymnasiums 

Völklingen, Tel. 06898 / 9729900.

Schüler/Studenten: 5 Euro, Erwachsene: 10 Euro

2. Soziale Stadt Völklingen: Integriertes Entwicklungskonzept – 
Fortschreibung 2012 und Exit-Strategie
hier: Zustimmung zum integrierten Entwicklungskonzept

3. Bebauungsplan II/72 „Süße Bachwies“ 1. Änderung in Völklingen
1. Zustimmung zur Stellungnahme über die Anregungen der Behör-

den und Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB sowie der
Öffentlichkeit gem. § 3 BauGB 

2. Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB i. V. mit § 12 KSVG 

4. Bebauungsplan X/53 „Ehemalige Kolonie“ in Ludweiler
hier: 1. Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten 

Verfahren gem. § 13 a BauGB 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes von einer 

„Wohn baufläche“ in eine Sonderbaufläche

5. Bebauungsplan X/14 „Bollenberg“ in Ludweiler 
hier: 3. Änderung des Bebauungsplanes im vereinfachten Verfahren

gem. § 13 BauGB

6. Nachfolgeschaft in Ausschüssen

7. Lärmschutzsituation Wehrden, Schaffhauser Straße

Völklingen,  07.03.2013
Der Oberbürgermeister
gez. Lorig

BEKANNTMACHUNG

Der Ortsvorsteher des Gemeindebezirkes Lauterbach gibt gem. § 41
(3) i. V. mit § 74 KSVG bekannt, dass der Ortsrat für

Mittwoch, den 20.03.2013, 18.00 Uhr,   

zur 37. öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzung des Ortsrates
des Gemeindebezirkes Lauterbach, im Café der AWO Lauterbach
einberufen wurde.

Tagesordnung

A) Öffentlicher Teil

1. Beratung und Verabschiedung des Kirmesbelegungsplanes 2013

2. Erarbeitung einer Resolution zur Verbesserung der Wasserqualität
und des Hochwasserschutzes für die Anrainer des Lauterbachs

3. Gestaltung der Ortseingänge

4. Annahme des öffentlichen Teiles der Niederschrift vom 06.02.2013

5. Mitteilungen und Anfragen

B) Nichtöffentlicher Teil

1. Annahme des nichtöffentlichen Teiles der Niederschrift vom
06.02.2013

2. Mitteilungen und Anfragen

Völklingen, den 07.03.2013
Der Ortsvorsteher 
gez. Peters

durch den Besuch entstehen,
können schnell einen vier-
stelligen Betrag erreichen.
Da der Schwarzwildbestand
sich derzeit auf einem Re-
kordniveau befindet, entsteht
ein Bedürfnis nach der Jä-
gerschaft und stärkerer Beja-
gung. Aber auch Jäger
stoßen an ihre Grenzen,
wenn sich die Wildschweine
in befriedete Bezirke, also
Areale in denen die Jagd
ruht, zurückziehen. Wirkli-
chen Schutz bietet dann nur
ein stabiler, wildschweinsi-
cherer Zaun. Information
kombiniert mit Eigeninitiative
ist hier gefragt. Betroffene
Bürgerinnen und Bürger ha-
ben nun die Möglichkeit, sich
eingehend über die Wild-
schweinproblematik zu infor-
mieren. Unter dem Titel
„Wildschweine – randalieren-
de Schweinebande oder lie-
benswerte Nachbarn?“ findet
am Donnerstag, 21. März um
18 Uhr, im Festsaal des Alten

Infoabend mit Frank Siegwarth zum Thema Wildschweine

Das Wildschwein, ungelieb-
ter Nachbar mit aggressivem
und zerstörerischem Poten-
zial. So sieht die Vorstellung
des Schwarzwildes in der
Bevölkerung aus. Wild-
schweine dringen in unsere
Gärten und Grünanlagen ein
und sorgen für viel Aufre-
gung in Völklingen wie Um-
gebung. Bei den meist nächt-
lichen Besuchen auf unge-
schützten Grundstücken ent-
stehen erhebliche Schäden.
Humushaltige Böden mit En-
gerlingen, Würmern und
Schnecken ziehen Wild-
schweine an. Aber auch Es-
sensabfälle, Komposter, Ei-
cheln, Bucheckern und Fall-
obst tragen dazu bei, die
wilden Borstentiere zu den
einfach zu erschließenden
Futterquellen zu locken. Mit
fatalen Folgen: Gärten und
Parkanlagen werden regel-
mäßig heimgesucht und sind
danach kaum wiederzuer-
kennen. Die Schäden, die

Rathauses in Völklingen ein
Vortrag zum Thema statt.
Wer mehr über Wildschweine
erfahren und vor allem Tipps
zur Verhütung von Schwarz-
wildschäden auf dem eige-
nen Grundstück erhalten
möchte, dem kann der über-
aus anschauliche Vortrag
von Frank Siegwarth nur
wärmstens empfohlen wer-
den. Referent Frank Sieg-
warth lässt die Zuhörer von
seiner mehr als zehnjährigen
intensiven Erfahrung mit dem
Schwarzwild profitieren, ge-
währt Einblicke in das Leben
der Wildschweine, gibt Ver-
haltenstipps für Wildschwein-
begegnungen sowie Vor-
schläge für einen sicheren
Zaun. Auch mögliche Fakto-
ren für die hohe Populations-
dichte der Wildschweine und
deren Zusammenspiel wer-
den erläutert.
Der Eintritt zu der Veranstal-
tung der VHS Völklingen ist
frei.

29.3.2013 / 18 Uhr
Versöhnungskirche Völklingen

Carbon & Stahl
Choro – Sonoro Choro 
Ensemble
18.4.2013 / 19.30 Uhr
Festsaal Altes Rathaus

●

●

schichte wider. Anders als in
großen Städten sind für die
heutige Stadtmitte erst seit
etwa 1878 und den Außen-
gemeinden seit der Wende
zum 20. Jahrhundert Namen
für Straßen belegt. In der
Kaiserzeit (1871 – 1918) wur-
den im Deutschen Reich
zahlreiche Straßen nach Kai-
ser Wilhelm I. oder Otto von
Bismarck benannt, so auch
in Völklingen. Nach der Saar-
abstimmung 1935 und der
Eingliederung des Saarge-
bietes in das Deutsche Reich
erhielten viele Straßen neue
Namen. Zwei Jahre später im
Zuge der Stadtwerdung Völk -
lingens erfolgten erneut Um-
benennungen, da nun
Straßennamen in der neuen
Stadt doppelt vorkamen. In

Vortrag zu Völklinger Straßennamen im Wandel der Zeit

Am kommenden Donnerstag,
14. März 2013, laden das
Stadtarchiv und die Volks-
hochschule Völklingen zu ei-
nem Vortrag über Völklinger
Straßennamen in den Fest-
saal des Alten Rathauses
ein. Roland Isberner und Hu-
bert Kesternich werden Ein-
blicke in die topographische
Entwicklung der Hüttenstadt
und ihrer Vororte geben. Da-
bei werden sie verschiede-
nen Fragen auf den Grund
gehen. Seit wann existieren
in Völklingen Straßenna-
men? Welche Veränderun-
gen wurden wann vorgenom-
men? Nach wem war oder ist
eine Straße benannt?
Die Benennung und Umbe-
nennung von Straßen spie-
gelt den Verlauf der Ge-

Fürstenhausen lässt sich seit
1909 eine Bahnhofsstraße
nachweisen, die 1937 in
Saarbrückerstraße umbe-
nannt wurde. Nach um das
Gemeinwohl verdienten Bür-
germeistern wurden Straßen
benannt. Bereits unmittelbar
nach dem Tod des Völklinger
Bürgermeisters Jakob Kühl-
wein (1851 – 1879) wurde
1880 eine Straße nach ihm
benannt. Auch anderen Völk -
linger Verwaltungsoberhäup-
tern wurde eine solche Ehre
zuteil, wie die Namen Cloos-
und Janssenstraße bezeu-
gen. Der Vortrag wird durch
eine große Anzahl Karten,
Pläne und Fotografien ange-
reichert. Veranstaltungsbe-
ginn ist um 18 Uhr. Der Ein-
tritt ist frei.
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN DER STADT VÖLKLINGEN
Neubekanntmachung von Satzungen:
Aus gegebenen Anlass veröffentlicht die Stadt Völklingen gemäß der Satzung
über die Art der öffentlichen Bekanntmachungen in der Mittelstadt Völklingen
die nachfolgenden Satzungen:
Gemäß § 12 Abs. 6 KSVG wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Ver-
letzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des KSVG oder auf Grund dieses
Gesetzes zustandegekommen sind, ein Jahr nach der öffentlichen Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zustandegekommen gelten.

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 10.03.2000 in Kraft gesetzt.

2. SATZUNG
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen sowie Festset-

zungen von Kostenerstattungen für Abwasseranlagen in der Mittelstadt Völk -
lingen vom 10.10.1985, zuletzt geändert durch Satzung vom 15.03.1990

Aufgrund des § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) vom 27. Juni
1997 (Amtsblatt S. 682), der §§ 1, 2, 8, 10 des Kommunalabgabengesetzes (KAG)
vom 29. Mai 1998 (Amtsblatt S. 691), und des § 15 der Satzung der Mittelstadt 
Völk lingen über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öf-
fentliche Abwasseranlage vom 28.10.1975 in der jeweils geltenden Fassung wird
durch Beschluss des Rates der Mittelstadt Völklingen vom 23.02.2000 folgende
Satzung erlassen:

Artikel 1
Die o.a. Satzung wird wie folgt geändert:
1. § 2 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Nr. 1 wird „Bundesbaugesetzes“ durch „Baugesetzbuches (BauGB)“
ersetzt.

2. In § 3 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 2 angefügt:
„(2) Wird oder ist ein Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen
des Abs. 1 Buchstabe a) und b) nicht vorliegen.“

3. § 4 wird wie folgt neu gefasst:
§ 4

Bemessungsgrundlage und Höhe des Kanalbaubeitrages
(1) Der Beitrag bemisst sich nach der Summe der Grundstücksfläche und der zuläs-

sigen Geschossfläche des jeweiligen Grundstücks.
(2) Bei Grundstücken gem. § 3 Abs. 1 gilt als Grundstücksfläche hierbei die Fläche

bis maximal 50 m Grundstückstiefe. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nut-
zung über diese Begrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend,
die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. Die Tiefe des Grund-
stücks wird parallel zu der Seite gemessen, von der aus das Grundstück in An-
wendung des § 10 Abs. 1 der Abwassersatzung an die öffentliche Abwasseran-
lage angeschlossen wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Ver-
bindung zur Erschließungsanlage mit der öffentlichen Abwasseranlage herstel-
len, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Die
Flächen werden nach den Regeln der Geometrie ermittelt; Bruchteile von Qua-
dratmetern bleiben außer Ansatz.
Die Tiefenbegrenzung findet keine Anwendung für
a) Grundstücke im Geltungsbereich von Bebauungsplänen,
b) Grundstücke, die überwiegend gewerblich, industriell oder für Geschäfts-,

Büro- oder Verwaltungsgebäude genutzt werden,
c) Grundstücke in sonstigen Sondergebieten gemäß § 11 Baunutzungsverord-

nung (BauNVO)
(3) Bei Grundstücken gem. § 3 Abs. 2 ergibt sich die Grundstücksfläche aus der

Grundfläche der an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossenen Baulich-
keiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2. Die ermittelte Fläche wird diesen
Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen im gleichen Abstand
von den Außenwänden der Baulichkeit verlaufen; bei einer Überschreitung der
Grundstücksgrenze oder bei Überschneidungsflächen durch mehrere Baulich-
keiten durch diese Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige Flächenergänzung auf
dem Grundstück bis zum Erreichen der katastermäßigen Grundstücksgröße.

(4) Die zulässige Geschossfläche im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes er-
gibt sich aus der zulässigen bebauten oder zu bebauenden Grundstücksfläche,
vervielfacht mit der Anzahl der zulässigen Vollgeschosse. Ist im Bebauungsplan
eine Baumassenzahl festgesetzt, so ergeben sich die zulässigen Geschos-
sflächen im Sinne des Abs. 1 aus der Grundstücksfläche vervielfacht mit der
Baumassenzahl, geteilt durch 3,5. Ist im Bebauungsplan die Höhe der baulichen
Anlage festgesetzt, so ergeben sich die zulässigen Geschossflächen aus der
überbaubaren Grundstücksfläche multipliziert mit der Höhe der baulichen Anla-
ge geteilt durch 3,5.

(5) Für Grundstücke, die bebaut oder zur baulichen Nutzung bestimmt sind, deren
zulässige Geschossfläche jedoch in einem Bebauungsplan nicht festgesetzt ist,
ergibt sich diese im Falle des § 3 Abs. 2 aus der tatsächlich vorhandenen Ge-
schossfläche, im übrigen aus der bei den Grundstücken in der näheren Umge-
bung durchschnittlich vorhandenen Geschossflächenzahl (GFZ), multipliziert mit
der Grundstücksfläche. Haben nicht überwiegend Wohnzwecken dienende bau-
liche Anlagen eine Geschosshöhe von mehr als 3,50 m so ergibt sich die Ge-
schossfläche aus der Baumasse der baulichen Anlage geteilt durch 3,5.
Wird die unter Ansatz dieser Geschossflächenzahl ermittelte Geschossfläche
durch die vorhandene bzw. vorgesehene Bebauung des Grundstücks überschrit-
ten, so gilt die höhere Geschossfläche als zulässige Geschossfläche.

(6) Der Kanalbaubeitrag beträgt für je einen m² Grundstücksfläche und für je einen
m² Geschossfläche 5,42 DM, wobei der Anteil der Allgemeinheit (Straßenent-
wässerung) mit 25,5 % berücksichtigt ist.
Ist nur die Möglichkeit eines Teilanschlusses gegeben (Schmutz- oder Regen-
wasser), werden bezüglich der Schmutzwasserableitung 65% und bezüglich der
Regenwasserableitung 35% des Betrages erhoben.

4. § 6 wird wie folgt neu gefasst:
§ 6

Beitragspflichtiger
(1) Beitragspflichtiger ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbeschei-

des Eigentümerin oder Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigte
oder Erbbauberechtigter im Sinne des § 17 der Abwassersatzung ist.

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Tei-
leigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümerinnen oder Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitrags-
schuldnerinnen oder Beitragsschuldner.

(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück oder dem Erbbaurecht.
5. § 11 wird wie folgt neu gefasst:

§ 11
Kostenerstattungspflichtiger

(1) Erstattungspflichtiger ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides Eigentümerin oder Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberchtig-
te oder Erbbauberechtigter im Sinne der Abwassersatzung der Mittelstadt Völk -
lingen ist.

(2) Mehrere Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümerinnen oder Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstat-
tungspflichtig.

(3) Die Kostenerstattungspflicht ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück oder
dem Erbbaurecht.

Artikel 2
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Ausgefertigt: 24.02.2000, Netzer, Oberbürgermeister
Völklingen, 25.02.2013
Der Oberbürgermeister
Klaus Lorig

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 01.01.2002 in Kraft gesetzt.

3 .  SATZUNG
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen sowie Festset-

zungen von Kostenerstattungen für Abwasseranlagen in der Mittelstadt Völk -
lingen vom 10.10.1985, zuletzt geändert durch Satzung vom 23.02.2000

Aufgrund des § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) vom 27. Juni
1997 (Amtsblatt S. 682), der §§ 1, 2, 8, 10 des Kommunalabgabengesetzes (KAG)
vom 29. Mai 1998 (Amtsblatt S. 691), und des § 15 der Satzung der Mittelstadt 
Völk lingen über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öf-
fentliche Abwasseranlage vom 28.10.1975 in der jeweils geltenden Fassung wird
durch Beschluss des Rates der Mittelstadt Völklingen vom 12.09.2001 folgende
Satzung erlassen:

Artikel 1
Die o.a. Satzung wird wie folgt geändert:
Der § 4 Abs. 6 erhält folgende Neufassung:
Der Kanalbaubeitrag beträgt für je einen m² Grundstücksfläche und für je einen m²
Geschossfläche 2,77 €, wobei der Anteil der Allgemeinheit (Straßenentwässerung)
mit 25,5 % berücksichtigt ist.
Ist nur die Möglichkeit eines Teilanschlusses gegeben (Schmutz- oder Regenwas-
ser), werden bezüglich der Schmutzwasserableitung 65% und bezüglich der Re-
genwasserableitung 35% des Betrages erhoben.

Artikel 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2002 in Kraft.

Ausgefertigt: 13.09.2001, Netzer, Oberbürgermeister
Völklingen, 25.02.2013
Der Oberbürgermeister
Klaus Lorig

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 01.01.2011 in Kraft gesetzt.

23.  SATZUNG
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für

die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage in der Mittelstadt 
Völk  lingen vom 18.12.1980, zuletzt geändert durch Satzung vom 01.12.2009

Aufgrund des § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) vom 27. Juni
1997 (Amtsbl. S. 682) und der §§ 1, 2, 6, 7 des Kommunalabgabengesetzes (KAG)
vom 29. Mai 1998 (Amtsbl. S. 691) in der jeweils geltenden Fassung, wird gemäß
Beschluss des Stadtrates vom 30.11.2010 folgende Satzung erlassen:

Artikel 1
Die o.a. Satzung wird wie folgt geändert:
Der § 4 Abs. 7 erhält folgende Neufassung:
„Die Benutzungsgebühr für je einen cbm Abwasser beträgt 4,73 €.“

Artikel 2
Diese Satzung tritt zum 01.01.2011 in Kraft.

Ausgefertigt: 01.12.2010, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 25.02.2013
Der Oberbürgermeister
Klaus Lorig

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 01.01.2005 in Kraft gesetzt.

Satzung über die Werbung im Bereich städtischer Sportanlagen 
in der Mittelstadt Völklingen

Aufgrund des § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 27.06.1997 (Amtsblatt Seite 682), zuletzt geändert
am 08.10.2003 (Amtsblatt Seite 594) wird auf Beschluss des Stadtrates vom
14.09.2004 folgende Satzung erlassen:

§ 1
Anlagen im Sinne dieser Satzung sind die im Eigentum der Mittelstadt Völklingen
stehenden Sportanlagen als öffentliche Einrichtungen im Sinne des § 19 KSVG.

§ 2
Nutzungsberechtigte der Anlagen im Sinne des § 1 sind die Sportvereine. An deren
Stelle/die Stelle der Nutzungsberechtigten im Sinne des Satzes 1 können auch ihre
Förderer treten. Im übrigen gilt § 19 KSVG.

§ 3
Die Mittelstadt Völklingen kann den in § 2 aufgeführten Personen nach Absprache
gestatten, innerhalb der ihnen überlassenen Anlagen stationäre und transportable
Werbeflächen zu haben. Die Werbeflächen dürfen für Werbung durch Gewerbe,
Handel und Industrie verwendet werden. Ausgeschlossen ist die Werbung durch
politische Parteien und Wählergruppen, auch wenn deren Werbung innerhalb Wer-
beflächen Dritter angebracht werden. Gleiches gilt für die Werbung durch religiöse
und weltanschauliche Vereinigungen. Art und Umfang der Werbung dürfen nicht ge-
gen geltendes Recht verstoßen oder anstößig sein. Baurechtliche Vorschriften sind
zu beachten. Entsprechende Genehmigungen sind vom Nutzungsberechtigten ein-
zuholen.

§ 4
Die Einnahmen aus den Werbeflächen können auf Antrag ganz oder teilweise den
Nutzungsberechtigten überlassen werden.

§ 5
Diese Satzung tritt am 01.01.2005 in Kraft.

Ausgefertigt: 20.09.2004, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 06.03.2013
Lorig, Oberbürgermeister

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 09.08.2007 in Kraft gesetzt.

Neufassung der Satzung über die Benutzung der Friedhöfe 
der Mittelstadt Völklingen

Aufgrund des § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes –
KSVG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997, zuletzt geändert
am 06. September 2006 (Amtsbl. 1730 S. 1694), der §§ 1, 2 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes –KAG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1998,
geändert durch Gesetz vom 15. Februar 2006 (Amtsbl. S. 474) sowie des § 8 des
Gesetzes über das Friedhofs-, Bestattungs- und Leichenwesen -Bestattungsge-
setz- vom 05. November 2003 (Amtsbl. S. 2920), zuletzt geändert durch Gesetz Nr.
1589 vom 15. März 2006 (Amtsbl. S. 658) wird auf Beschluss des Stadtrates vom
26.06.2007 folgende Satzung erlassen:
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I. Allgemeine Vorschriften
§ 1

Geltungsbereich
(1) Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt Völklingen gelege-

nen und von ihr verwalteten Friedhöfe
1.Waldfriedhof Stadtmitte
2.Ehrenfriedhof Stadtmitte
3.Alter Friedhof Stadtmitte
4.Friedhof Stadtteil Heidstock
5.Friedhof Stadtteil Luisenthal
6.Friedhof Stadtteil Fürstenhausen
7.Friedhof Stadtteil Wehrden
8.Friedhof Stadtteil Geislautern
9.Friedhof Stadtteil Ludweiler
10. Alter Friedhof Stadtteil Ludweiler
11. Friedhof Stadtteil Lauterbach

(2) Die Friedhofsverwaltung obliegt dem Fachbereich “Technische Dienste”
§ 2

Friedhofszweck
Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige öffentliche Anstalten der Stadt. Sie dienen der
Bestattung der Leichen sowie der Beisetzung der Asche der verstorbenen Einwoh-
ner/-innen. Gleiches gilt für verstorbene Verwandte von Einwohner/-innen in gera-
der und ungerader Linie bis zweiten Grades, die zum Todeszeitpunkt nicht in der
Gemeinde gewohnt haben, aber bei denen eine Bestattung in der Gemeinde sach-
gerecht begründet werden kann, sowie für die in der Gemeinde verstorbenen oder
tot aufgefundenen Personen ohne Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohnsitz.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:
Erdbestattung
Die Erdbestattung wird auch als Begräbnis bezeichnet. Kennzeichnend für die Erd-
bestattung ist, dass der Leichnam in einem Sarg der Erde übergeben wird. Sie ist
demgemäss beendet, sobald der Sarg vollständig in der Erde versenkt ist und mit
Erde zugeschüttet wurde.
Feuerbestattung
Die Feuerbestattung erfolgt in zwei Phasen. Zunächst wird der Leichnam vollstän-
dig verbrannt. Nach dieser Einäscherung wird die Asche in eine Urne gefüllt. In der
zweiten Phase wird die Urne einer Grabstätte übergeben.
Grabmal
Das Grabmal ist ein Gegenstand, der mit der Oberfläche des Grabes für die Dauer
der Nutzung fest verbunden ist und dem Andenken an den Verstorbenen dient. Zu-
meist weist das Grabmal auf die Lebensdaten des Toten, seinen Namen, sein Ge-
burts- und Sterbedatum, hin. Gebräuchliche Grabmale sind insbesondere der Grab-
stein, das Grabkreuz und die Grabplatte (Abdeckplatte).
Grabstelle/Grabstätte
Eine Grabstelle oder eine Grabstätte ist ein für Bestattungen vorgesehener, genau
bestimmter Teil des Friedhofsgrundstücks mit dem darunterliegenden Erdreich. Ei-
ne Grabstätte kann mehrere Grabstellen umfassen. Die Grabstätte beinhaltet den
rechts von ihr liegenden Zwischenweg.
Kindergrabstätte
Bei einer Kindergrabstätte handelt es sich um eine Einzelgrabstätte für jeweils eine
Erdbestattung, die der Reihe nach belegt wird. Das Nutzungsrecht beträgt 15 Jahre
und kann nach Ablauf verlängert werden.
Nutzungsrecht
Die Zuweisung einer Grabstätte auf einem öffentlichen Friedhof stellt sich als Zulas-
sung zur Benutzung des Friedhofs dar. Diese Zuweisung nennt man Nutzungsrecht.
Das Nutzungsrecht umfasst alle Rechte und Pflichten, die sich auf eine Grabstätte
beziehen und die sich aus der jeweiligen Friedhofssatzung ergeben.
Nutzungsberechtigter
Nutzungsberechtigter an einer Grabstätte ist derjenige, dem alle Rechte und Pflich-
ten, die sich auf die Grabstätte beziehen, übertragen worden sind. Die Übertragung
der Rechte und Pflichten erfolgt durch Zuweisung einer Grabstätte auf Antrag einer
natürlichen oder juristischen Person, auch im Wege der Stellvertretung über ein Be-
stattungsunternehmen. 
Verstirbt der Nutzungsberechtigte vor Ablauf des Nutzungsrechtes, so gehen alle
Rechte und Pflichten auf die volljährigen Angehörigen des Verstorbenen im Sinne
des § 26 Abs. 1 Satz 1 saarländisches Bestattungsgesetz über. § 17 der Satzung
bleibt unberührt. Erfolgt die Zuweisung einer Grabstätte von Amts wegen, liegt die
Nutzungsberechtigung bei der Friedhofsverwaltung. 
Rasenreihengrab
Bei einem Rasenreihengrab handelt es sich um ein Einzelgrab für Erdbestattungen,
das der Reihe nach belegt wird. Das Nutzungsrecht beträgt 25 Jahre und kann nicht
verlängert werden.
Reihengrabstätte
Bei einer Reihengrabstätte handelt es sich um ein Einzelgrab für Erdbestattungen,
das der Reihe nach belegt wird. Das Nutzungsrecht beträgt 25 Jahre und kann nicht
verlängert werden.
Ruhefrist 
Für die Grabstellen ist eine Ruhefrist festzusetzen. Die Ruhefrist auf den Friedhöfen
der Stadt Völklingen beträgt für Leichen 25 Jahre, für Aschen 15 Jahre und für
Aschen in Stelen 10 Jahre. Für Verstorbene bis zum Lebensalter von 5 Jahren und
für totgeborene Kinder beträgt die Ruhefrist 15 Jahre.
Tiefgrabstätte
Eine Tiefgrabstätte umfasst eine oder mehrere Stellen, in denen jeweils zwei Erd-
bestattungen übereinander durchgeführt werden können. Die Beilegung von Urnen

kann ebenfalls erfolgen. Das Nutzungsrecht beträgt  30 Jahre und kann nach Ablauf
verlängert werden.
Urnenrasenreihengrabstätte
Eine Urnenrasenreihengrabstätte umfasst eine Stelle, in der eine Urnenbestattung
durchgeführt werden kann. Das Nutzungsrecht beträgt 15 Jahre und kann nicht ver-
längert werden.
Urnenrasenwahlgrabstätte
Eine Urnenrasenwahlgrabstätte umfasst eine Stelle, in die bis zu vier Urnen bestat-
tet werden können. In dieser Grabstätte können lediglich Urnenbestattungen vollzo-
gen werden. Das Nutzungsrecht beträgt 30 Jahre und kann nach Ablauf verlängert
werden.
Urnenreihengrabstätte
Bei einer Urnenreihengrabstätte handelt es sich um ein Einzelgrab für Urnenbestat-
tungen, das der Reihe nach  belegt wird. Das Nutzungsrecht beträgt 15 Jahre und
kann nicht verlängert werden.
Urnenstele
Eine Urnenstele umfasst mehrere Kammern, in die jeweils eine Urne bestattet wer-
den kann. Das Nutzungsrecht beträgt 10 Jahre. Es kann nicht verlängert werden.
Urnenwahlgrabstätte
Eine Urnenwahlgrabstätte umfasst eine Stelle, in die bis zu vier Urnen bestattet
werden können. In diesem Grab können lediglich Urnenbestattungen vollzogen
werden. Das Nutzungsrecht beträgt 30 Jahre und kann nach Ablauf verlängert wer-
den.
Wahlgrabstätte
Eine Wahlgrabstätte umfasst eine oder mehrere Stellen, in denen sowohl Erdbe-
stattungen als auch Urnenbestattungen durchgeführt werden können. Das Nut-
zungsrecht beträgt für die gesamte Grabstätte 30 Jahre und kann nach Ablauf ver-
längert werden.

§ 4
Belegung der Friedhöfe

(1) Auf den Friedhöfen kann jeder Einwohner der Stadt Völklingen, unabhängig da-
von, in welchem Stadtteil er wohnt, bestattet werden, soweit ausreichend Bele-
gungsflächen für die jeweils gewünschte Grabstättenart zur Verfügung stehen.
Gleiches gilt für verstorbene Verwandte von Einwohner/-innen in gerader und
ungerader Linie bis zweiten Grades, die zum Todeszeitpunkt nicht in der Ge-
meinde gewohnt haben, aber bei denen eine Bestattung in der Gemeinde sach-
gerecht begründet werden kann, sowie für die in der Gemeinde verstorbenen
oder tot aufgefundenen Personen ohne Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohn-
sitz.
§ 14 Abs. 4 gilt entsprechend. Ausnahmen regeln die nachfolgenden Absätze

(2) Ehrenfriedhof Stadtmitte und Ehrengrabfelder
Bestattungen bzw. Umbettungen finden nur unter Beachtung der jeweils gültigen
gesetzlichen Bestimmungen für die Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft statt.

(3) Alter Friedhof Stadtmitte
Auf diesem Friedhof werden keine Bestattungen mehr vorgenommen.

(4) Alter Friedhof Stadtteil Ludweiler
Der alte Friedhof im Stadtteil Ludweiler ist für die allgemeine Belegung gesperrt.
Eine Einrichtung neuer Grabstätten ist ausgeschlossen. Wenn ein Nutzungsbe-
rechtiger ein noch bestehendes Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte nach-
weisen kann und in dieser Grabstätte eine freie Grabstelle vorhanden ist, die seit
Erwerb des Nutzungsrechtes noch nicht beansprucht war, ist in dieser Grabstel-
le weiterhin die Bestattung eines verstorbenen Angehörigen des Nutzungsbe-
rechtigten möglich, soweit die übrigen Erfordernisse für die Beilegung des Ver-
storbenen in der Grabstätte erfüllt sind.

§ 5
Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe oder Friedhofsteile können aus wichtigem öffentlichen Grund für wei-
tere Bestattungen gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung zuge-
führt (Entwidmung) werden. Dies gilt auch für einzelne Grabstätten.

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlos-
sen; durch die Entwidmung geht außerdem die Eigenschaft als Ruhestätte der
Toten verloren. Jede Schließung oder Entwidmung nach Abs. 1 Satz 1 ist öffent-
lich bekanntzumachen.

(3) Im Fall der Entwidmung sind die in Reihengrabstätten und Urnenreihengrabstät-
ten Bestatteten für die restliche Ruhezeit, die in Wahlgrabstätten und Urnen-
wahlgrabstätten Bestatteten für die restliche Nutzungsfrist, auf Kosten der Stadt
Völklingen in andere Grabstätten umzubetten.

(4) Soweit durch eine Schließung oder Entwidmung das Recht auf weitere Bestat-
tungen in Wahlgrabstätten erlischt, ist dem jeweiligen Nutzungsberechtigten für
die restliche Nutzungsfrist bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag
eine andere Wahlgrabstätte zur Verfügung zu stellen. Für die erforderlichen Um-
bettungen gilt Abs. 3 entsprechend.

(5) Alle Ersatzgrabstätten nach Abs. 3 und 4 sind von der Stadt Völklingen kosten-
frei herzurichten. Anstelle der bisherigen Grabstätten werden die Ersatzgrabstät-
ten Gegenstand des Nutzungsrechtes für den Rest der Nutzungsfrist.

(6) Der Umbettungstermin soll den Nutzungsberechtigten einen Monat vor dem Voll-
zug mitgeteilt werden. Sind Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne
größere Umstände zu ermitteln, genügt eine öffentliche Bekanntmachung.

II. Ordnungsvorschriften
§ 6

Öffnungszeiten
(1) Die Friedhöfe können während der an den Eingängen bekanntgegebenen Öff-

nungszeiten besucht werden.
(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder einzelner Friedhöfe aus

besonderem Anlass vorübergehend untersagen oder andere Beschränkungen
anordnen.

§ 7
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu verhal-
ten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung und unter der Ver-
antwortung Erwachsener betreten.

(3) Abfälle sind jeweils getrennt nach kompostierbaren und nichtkompostierbaren
Abfällen in den bereitgestellten Abfallsammelgefäßen zu entsorgen.

(4) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet:
1. die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren.

Kinderwagen, Rollstühle, Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der be-
rechtigten Gewerbetreibenden sind zugelassen.
Das Befahren mit Sportgeräten wie Skateboards, Rollschuhen, Inline-Skates
usw. ist nicht erlaubt,

2. Waren aller Art, insbesondere Gärtnereiartikel und gewerbliche Dienste an-
zubieten,

3. an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung störende Arbei-
ten auszuführen,

4. ohne schriftlichen Antrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der
Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu fotografieren,

5. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind,

6. Abraum von Grabstätten und sonstige Abfälle aus der Unterhaltung der
Grabstätten außerhalb der dafür bestimmten Gefäße und Abfallsammelstel-
len abzulagern,

7. Abfälle, die nicht aus der Unterhaltung und dem Betrieb der Friedhöfe und
der Grabstätten herrühren, in den Abfallentsorgungseinrichtungen zu entsor-
gen oder an anderen Stellen abzulagern,

8. die Friedhöfe, deren Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu be-
schädigen,

9. zu lärmen oder zu spielen,
10. Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde,

(5) Öffentliche Veranstaltungen nach dem Versammlungsgesetz (Kundgebungen,
Aufzüge) sind unzulässig. Zulässig sind nur öffentliche oder private Feiern, die
dem Totengedenken dienen und mit der Würde des Friedhofes in Einklang ste-
hen. Soweit es sich nicht um eine übliche Feier aus Anlass einer Bestattung han-
delt, bedürfen diese Gedenkfeiern der im Ermessen der Friedhofsverwaltung
stehenden Erlaubnis. Der Erlaubnisantrag ist mindestens zwei Wochen vor der
Veranstaltung schriftlich unter Angabe des Veranstaltungsprogramms und der
erwarteten Teilnehmerzahl bei der Friedhofsverwaltung zu stellen.
Religiöse Gedenkfeiern öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften sind le-
diglich 2 Wochen vor ihrer Durchführung der Friedhofsverwaltung anzuzeigen.

(6) Von der Friedhofsverwaltung werden auf Antrag Fahrerlaubnisse für das Befah-
ren des Waldfriedhofes Völklingen-Stadtmitte sowie des Friedhofes Völklingen-
Ludweiler mit Personenkraftwagen an Personen ausgestellt, die
a) im Besitz eines von der zuständigen Sozialbehörde ausgestellten Schwerbe-

hindertenausweises mit dem Merkmal G (Gehbehinderung) oder AG (außer-
gewöhnliche Gehbehinderung sind oder 

b) das 80. Lebensjahr vollendet haben.
Die Fahrzeiten werden von der Friedhofsverwaltung festgelegt.

§ 8
Gewerbetreibende und Bestatter

(1) Gewerbetreibende und Bestatter sowie ihre Bediensteten haben die Friedhofs-
satzung und hierzu ergangene Richtlinien zu beachten. Sie haften für alle Schä-
den, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf
den Friedhöfen verursachen.

(2) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur während der allgemeinen
Arbeitszeit des Friedhofspersonals nach vorheriger Absprache mit dem jeweili-
gen Friedhofswärter durchgeführt werden. Dies gilt nicht für die Tätigkeit der Be-
statter. In den Fällen des § 6 Abs. 2 sowie am letzten allgemeinen Arbeitstag des
Friedhofspersonals vor Allerheiligen, Ostern, Totensonntag, Volkstrauertag und
Heiligabend sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt.

(3) Abgebaute Grabmale, Einfassungen und Abdeckplatten dürfen auf den Friedhö-
fen maximal 6 Monate an vorgegebenen Lagerstätten zwischengelagert werden.
Bei Beendigung oder bei Unterbrechung der Tagesarbeit sind Arbeits- und La-
gerplätze wieder zu räumen. Die Gewerbetreibenden und die Bestatter dürfen
auf den Friedhöfen nur solchen Abraum lagern, dessen Ablagerung auch Nut-
zungsberechtigten gestattet ist. Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserent-
nahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden.

(4) Gewerbetreibenden und Bestattern, die trotz mehrfacher Mahnung gegen Vor-
schriften der Absätze 1 bis 3 verstoßen, kann die Friedhofsverwaltung die Tätig-
keit auf Friedhöfen befristet oder auf Dauer untersagen.

III. Bestattungsvorschriften
§ 9

Allgemeines
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsver-

waltung schriftlich, mündlich oder fernmündlich anzumelden. Die erforderlichen
Unterlagen sind der Friedhofsverwaltung spätestens 24 Stunden vor der Bestat-
tung vorzulegen. Ausnahmen hiervon sind nur in Abstimmung mit der Friedhofs-
verwaltung möglich.

(2) Vor einer Bestattung in eine bereits vorhandene Wahl- oder Tiefgrabstätte ist das
Nutzungsrecht nachzuweisen. Kann das Nutzungsrecht vor der Bestattung nicht
rechtzeitig nachgewiesen werden, muss der Antragsteller sich schriftlich ver-
pflichten, eine Umbettung in eine andere Grabstätte auf seine Kosten durch-
führen zu lassen, falls ein Dritter das Nutzungsrecht an der beanspruchten Grab-
stätte nachweist.

(3) Bestattungstag und Uhrzeit werden von der Friedhofsverwaltung festgesetzt
(4) Bestattungen finden grundsätzlich während der allgemeinen Arbeitszeit des

Friedhofspersonals statt. An Sonn- und Feiertagen werden keine Bestattungen
durchgeführt. 

§ 10
Särge und Leichenbekleidung

(1) Särge müssen fest gefügt und so gut abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern
von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Sie sollen grundsätzlich aus leicht verrott-
barem Material (z.B. Fichte, Föhre) bestehen,  soweit aufgrund anderer Vor-
schriften nichts anderes erforderlich ist.

(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und 0,65 m breit sein.
Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der
Friedhofsverwaltung bei der Bestattungsanmeldung einzuholen.

(3) Für Sargausstattungen und Bekleidung der Leichen sind nur leicht vergängliche
Materialien zu verwenden. 

§ 11
Aushebung der Grabstellen

(1) Die Grabstellen werden vom Friedhofspersonal ausgehoben und wieder verfüllt.
(2) Die Erdüberdeckung beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Ober-

kante von Särgen mindestens 0,90 m, bei Tiefgrabstätten - erste Bestattung -
mindestens 1,60 m, bis zur Oberkante von Urnen mindestens 0,50 m.

(3) Die einzelnen Grabstellen für Erdbestattungen müssen in der Regel mindestens
0,40 m voneinander getrennt sein.

(4) Die Stadt Völklingen oder ein von ihr beauftragtes Unternehmen errichtet für je-
de Grabreihe der Erweiterungsfläche des Friedhofes Lauterbach ein durchge-
hendes Bandfundament, das der Montage von Grabmalen dient. Das Bandfun-
dament ist auf 0,80 m Tiefe zu gründen und muss eine Stärke von 0,30 m haben.
Für die Errichtung der Bandfundamente wird eine besondere Gebühr erhoben.

(5) Soweit dies fachlich vertretbar ist, können Bandfundamente auch für neu zu be-
legende Grabreihen auf anderen Friedhöfen errichtet werden. Absatz 4 gilt ent-
sprechend.

§ 12
Ruhefrist

(1) Die Ruhefrist  beträgt für Leichen 25 Jahre, für Aschen 15 Jahre und für Aschen
in Stelen 10 Jahre. Für Verstorbene bis zum Lebensalter von 5 Jahren und für
totgeborene Kinder beträgt die Ruhefrist 15 Jahre. Die Frist beginnt mit der Be-
stattung.

(2) Solange nach Rückgabe oder Erlöschen des Nutzungsrechtes gemäß § 16 Abs.
4 und § 17 Abs. 8 oder § 17 Abs. 9 eine Ruhefrist besteht, darf die Stadt Völklin-
gen kein neues Nutzungsrecht an der betreffenden Grabstätte verleihen.

(3) Nach Ablauf der Ruhefrist noch vorhandene Gebeine sowie in Urnen enthaltene
Aschen werden von der Friedhofsverwaltung, soweit keine Umbettung nach § 13
Abs. 3 erfolgt, an geeigneter Stelle eines Friedhofes bestattet.

§ 13
Umbettungen und Ausgrabungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.
(2) Eine Leiche darf zum Zwecke der Umbettung und der nachträglichen Einäsche-

rung oder Überführung nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde ausgegra-
ben werden.

(3) Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Reihengrabstätte oder
von einer Urnenreihengrabstätte in eine Reihengrabstätte oder in eine andere
Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der Stadt Völklingen nicht zulässig. § 5
Abs. 3, § 9 Abs. 2 und § 13 Abs. 4 bleiben unberührt.

(4) Nach Ablauf der Ruhefrist noch vorhandene Gebeine oder in Urnen enthaltene
Aschen können mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung auch in belegte Grab-
stätten aller Art umgebettet werden. Die Umbettung von Gebeinen in Urnengrab-
stätten ist jedoch nicht zulässig.

(5) Alle Umbettungen und Ausgrabungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt
ist derjenige, der ein berechtigtes Interesse nachweisen kann. In den Fällen des
§ 17 Abs. 10 und bei Entziehung von Nutzungsrechten gemäß § 31 Abs. 1 Satz
4 können Leichen oder Aschen, deren Ruhefrist noch nicht abgelaufen ist, von
Amts wegen in Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten umgebettet werden.

(6) Die Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettungen und Ausgra-
bungen. Vom Friedhofspersonal wird das Grab bis zur Oberkante von Sarg bzw.
Urne geöffnet, bei Umbettungen das neue Grab ausgehoben sowie das Grab
bzw. die beiden Gräber wieder verfüllt. Für die übrigen notwendigen Arbeitslei-
stungen hat der Antragsteller ein Bestattungsinstitut zu beauftragen. Bei Umbet-
tungen und Ausgrabungen von Urnen kann das Friedhofspersonal auf Antrag
des Berechtigten gegen Erstattung der Aufwendungen alle notwendigen Arbeits-
leistungen übernehmen.

(7) Die Kosten der Umbettung und Ausgrabung sowie Ersatzansprüche aufgrund
von Beschädigungen benachbarter Grabstätten und -malen gehen zu Lasten
des Veranlassers der Umbettung.

(8) Der Ablauf der Ruhezeit wird von einer Umbettung oder Ausgrabung nicht
berührt. 

(9) Leichen und Aschen zu anderen Zwecken als zur Umbettung wieder auszugra-
ben, bedarf einer behördlichen oder richterlichen Anordnung.

IV. Grabstätten
§ 14

Allgemeines
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt Völklingen. An ihnen können Rech-

te nur nach dieser Satzung verliehen und erworben werden.
(2) Die Grabstätten werden der Art nach unterschieden in:

a) Reihengrabstätten für Verstorbene ab einem Lebensalter von 6 Jahren
b) Reihengrabstätten für totgeborene Kinder und Kinder bis zum Lebens-

alter von 5 Jahren (Kindergrabstätten)
c) Rasenreihengrabstätten
d) Rasenreihengrabstätten für anonyme Erdbestattungen im anonymen 

Feld auf dem Waldfriedhof Stadtmitte
e) Wahlgrabstätten
f) Tiefgrabstätten
g) Urnenreihengrabstätten
h) Urnenreihengrabstätten im anonymen Urnenfeld auf dem Waldfriedhof 

Stadtmitte
i) Urnenrasenreihengrabstätten
j) Urnenrasenreihengrabstätten im anonymen Urnenfeld auf dem 

Waldfriedhof Stadtmitte
k) Urnenwahlgrabstätten
l) Urnenrasenwahlgrabstätten
m) Reihengrabstätten für totgeborene Kinder in dem anonymen Feld für 

Totgeburten auf dem Waldfriedhof  Stadtmitte
n) Urnengrabstätten in Stelen 

(3) Alle Rechte und Pflichten, die sich auf eine Grabstätte beziehen, stehen dem
Nutzungsberechtigten zu. Das Nutzungsrecht an einer neuen Grabstätte beginnt
am Tage der Bestattung.

(4) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Verlängerung von Nutzungsrech-
ten, an der Art und Lage nach bestimmten Grabstätten, insbesondere Tiefgrab-
stätten, Rasengrabstätten und anonymen Grabstätten. Die Friedhofsverwaltung
teilt die Grabstätten zu. Sie darf die Verleihung oder Verlängerung von Nut-
zungsrechten aus fachlichen Gründen ablehnen.

(5) Neue Wahlgrabstätten in bevorzugter Lage werden nicht mehr ausgewiesen.
(6) Eine Beilegung in Wahlgrabstätten in bevorzugter Lage ist nur noch möglich,

wenn die Größe der Grabstätte den Vorschriften des § 15 d) entspricht. Ausnah-
men sind nur möglich, wenn in der Grabstätte eine Grabstelle vorhanden ist, die
seit Erwerb des Nutzungsrechtes noch nicht beansprucht war.

(7) Grabstätten werden nur abgegeben, wenn sie für eine unverzüglich durchzu-
führende Bestattung oder Umbettung beansprucht werden.

(8) Mit Ausnahme der Inanspruchnahme von Tiefgrabstätten gemäß § 17 Abs. 2,
der Bestattung von Urnen in Wahlgrabstätten gemäß § 18 Abs. 1 Buchst. f) und
der Bestattung von Urnen in Urnenwahlgrabstätten gemäß § 18 Abs. 3 darf in je-
der Grabstätte nur ein Leichnam oder eine Urne bestattet werden.

(9) Nach Aufruf von Reihengrabstätten gemäß § 16 Abs. 3 und nach Hinweis auf
den Ablauf des Nutzungsrechtes an Wahlgrabstätten gemäß § 17 Abs. 5 sind
Grabmale, Grabschmuck und sonstige Grabeinrichtungen innerhalb einer von
der Friedhofsverwaltung zu setzenden angemessenen Frist zu entfernen.

§ 15
Größe der Grabstätten

Die Grabstätten haben in der Regel folgende Maße:
Länge Breite*
m m

a) Reihengrabstätten
• auf dem Friedhof Lauterbach – 2,50 0,90

Erweiterungsfläche -
• auf den übrigen Friedhofsflächen 2,00 0,90

b) Rasenreihengrabstätten 2,50 0,90
c) Kindergrabstätten 1,40 0,60
d) Wahlgrabstätten 2,50 1,10 je Stelle
e) Tiefgrabstätten 2,50 1,10

1,50 je weitere Stelle
f) Urnenreihengrabstätten 1,00 0,60
g) Urnenwahlgrabstätten 1,20 1,00
h) Urnenrasenreihengrabstätten 1,00 0,60
i) Urnenrasenwahlgrabstätten 1,20 1,00

* zuzüglich Wegefläche
Bei der Neuvergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten in bereits belegt gewese-
nen Bereichen gelten die bisherigen Maße, sofern dies fachlich notwendig er-
scheint.

§ 16
Reihen-, Rasenreihen- und Kindergrabstätten

(1) Reihen- und Rasenreihengrabstätten sind Grabstätten für jeweils eine Körper-
bestattung, die der Reihe nach belegt werden. Die Dauer des Nutzungsrechts
darf die Dauer der Ruhefrist nicht übersteigen. § 17 Abs. 6 gilt entsprechend.

(2) Kindergrabstätten sind Grabstätten für jeweils eine Körperbestattung, die der
Reihe nach belegt werden und an denen bei erstmaliger Bestattung ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von 15 Jahren verliehen wird. Eine Verlängerung ist
auf Antrag nach Ablauf des Nutzungsrechtes möglich.

(3) Auf das Abräumen von Reihen-, Rasenreihen- und Kindergrabfeldern oder Tei-
len davon nach Ablauf der Ruhefristen wird 3 Monate vorher durch öffentliche
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld hinge-
wiesen.

(4) Reihen-, Rasenreihen- und Kindergrabstätten können unter Verzicht auf das
Nutzungsrecht zurückgegeben werden. Eine Gebührenerstattung erfolgt nicht.
Für die Restruhezeit wird die Grabfläche von der Friedhofsverwaltung gegen
Kostenerstattung durch den Nutzungsberechtigten unterhalten. 

§ 17
Wahlgrabstätten und Tiefgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind ein- oder mehrstellige Grabstätten für Körperbestattun-
gen, an denen bei erstmaliger Bestattung ein Nutzungsrecht für die  Dauer von
30 Jahren verliehen wird (Sondernutzung).  Eine Verlängerung des Nutzungs-
rechtes ist auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte für mindestens volle 5
Jahre, längstens jedoch auf die Dauer einer weiteren Nutzungsperiode mög-
lich. Im übrigen gilt Absatz 4 entsprechend.

(2) Tiefgrabstätten sind ein- oder mehrstellige Wahlgrabstätten, in denen jeweils
zwei Leichen übereinander bestattet werden können.

(3) In Wahlgrabstätten und Tiefgrabstätten dürfen Urnen bestattet  werden. Ist es
während der Ruhefrist anlässlich einer Beisetzung erforderlich, Urnen zu si-
chern, wird hierfür eine gesonderte Gebühr erhoben.

(4) Eine Bestattung darf in Wahl- und Tiefgrabstätten nicht stattfinden, wenn die
Ruhefrist die Dauer des Nutzungsrechtes übersteigt. Vor der zweiten oder je-
der weiteren Bestattung muss daher das Nutzungsrecht für die gesamte Grab-
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stätte mindestens bis zum Ablauf der längstlaufenden Ruhefrist auf volle Jah-
re verlängert werden.

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der Nutzungsberechtigte durch ein
mindestens 3 Monate lang an der Grabstätte angebrachtes Schild hingewie-
sen. Wird das Nutzungsrecht nicht gemäß Absatz 1,  Satz 2, verlängert, ist die
Stadt berechtigt, die Grabstätte abzuräumen und einzuebnen.

(6) Der Erwerber des Nutzungsrechtes ist berechtigt, seinen Nachfolger im Nut-
zungsrecht gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich festzulegen. Liegt
eine entsprechende Verfügung nicht vor, sollen sich die Angehörigen über die
Nachfolge im Nutzungsrecht einigen. Der im Nutzungsrecht Nachfolgende hat
die Übernahme des Nutzungsrechtes gegenüber der Friedhofsverwaltung
schriftlich zu erklären. Ist eine Einigung nicht zu erzielen, geht das Nutzungs-
recht in der nachfolgenden Reihenfolge auf die volljährigen Angehörigen über:
a) die Ehefrau/der Ehemann
b) die Partnerin/der Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
c) die Partnerin/der Partner einer auf Dauer angelegten nichtehelichen 

Lebensgemeinschaft
d) die Kinder
e) die Eltern
f) die Geschwister
g) die Enkelkinder
h) die Großeltern
i) den Erben, dem der größte Erbanteil zufällt. 
Innerhalb gleichberechtigter Gruppen wird Nachfolger im Nutzungsrecht der 
jeweils Älteste. 

(7) Bei Wahlgrabstätten ist die Wiederbelegung einer Grabstelle nach Ablauf der
betreffenden Ruhefrist möglich. Bei mit zwei Leichen belegten Tiefgrabstellen
kann nach Ablauf der zweiten Ruhefrist die Wiederbelegung erfolgen.

(8) Das Nutzungsrecht an Wahl- und Tiefgrabstätten kann jederzeit, jedoch nur für
die gesamte Grabstätte zurückgegeben werden. Dem Nutzungsberechtigten
wird die für das Nutzungsrecht gezahlte Gebühr für die über den Ablauf der
letzten Ruhefrist hinausgehenden vollen Jahre der Nutzungsdauer zurücker-
stattet. Für die Restruhezeit wird die Grabfläche von der Friedhofsverwaltung
gegen Gebühr durch den Nutzungsberechtigten unterhalten.

(9) Ist durch eine Ausgrabung oder Umbettung eine Wahlgrabstätte nicht mehr
belegt, so erlischt das Nutzungsrecht. Dem Nutzungsberechtigten wird die für
das Nutzungsrecht gezahlte Gebühr für die über den Zeitpunkt der Ausgra-
bung oder Umbettung hinausgehenden vollen Jahre der Nutzungsdauer
zurückerstattet.

(10) Wird die Gebühr für das an einer Wahlgrabstätte verliehene Nutzungsrecht
nicht oder nur teilweise entrichtet, kann die Stadt das Nutzungsrecht entziehen
und die Grabstätte abräumen und einebnen.

§ 18
Urnenbestattungen

(1) Urnen dürfen bestattet werden in:
a) Urnenreihengrabstätten
b) Urnenrasenreihengrabstätten
c) Urnenreihengrabstätten im anonymen Feld
d) Urnenwahlgrabstätten
e) Urnenrasenwahlgrabstätten
f) unbelegten und bereits belegten Wahl- und Tiefgrabstätten für Erdbestattun-

gen.
g) in Stelen

(2) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschrif-
ten für Reihen- und Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten.

(3) In einer Urnenwahlgrabstätte sowie einer Urnenrasenwahlgrabstätte dürfen bis
zu 4 Urnen bestattet werden. Sofern eine Urne gem. § 13 ausgegraben wird, ist
die Bestattung einer weiteren Urne zulässig.

(4) Bei der Bestattung in einer Urnengrabstätte in Stelen wird die Kammerver-
schlussplatte vom Friedhofsträger fertig beschriftet und montiert zur Verfügung
gestellt.

(5) Bei der Bestattung in einer Urnengrabstätte im Baumgrabfeld wird die Boden-
platte vom Friedhofsträger fertig beschriftet und befestigt zur Verfügung gestellt.

§ 19
Besondere Grabfelder

Die Zuerkennung, Anlage und Unterhaltung von Grabstätten in besonderen, ge-
schlossenen Feldern bedarf der Vereinbarung mit der Stadt.

V. Gestaltung der Grabstätten
§ 20

Gestaltungsgrundsätze
(1) Die Gestaltung jeder Grabstätte ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes und

dem besonderen Charakter des Friedhofsteiles anzupassen. Die Gestaltung
muss geeignet sein, die Würde des Friedhofes zu wahren.

(2) Für die Erweiterungsfläche des Friedhofes Lauterbach gelten besondere Gestal-
tungsvorschriften.

§ 21
Gestaltungsvorschriften für alle Friedhöfe

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen wie Einfassungen und Trittplatten
müssen in Form und Werkstoff so gestaltet sein, dass sie sich in das Gesamtbild
des Friedhofes einordnen. Der Grabstein muss so aufgestellt werden, dass die
Rückseite mit dem Grabende abschließt. Als Werkstoff sind zugelassen: Natur-
steine aller Art, Holz, Schmiedeeisen und sonstige Metalle, bei denen über das
Schriftbild hinaus der Eindruck der individuellen Bearbeitung vorherrscht und
keine Gefahr starker Verwitterung besteht.
Bei neuen und vorhandenen Gräbern können auf Antrag zwischen den Grab-
stätten Trittplatten aus Sandstein in einer Größe von ca. 30 x 30 cm mit einem
Abstand von ca. 30 cm verlegt werden. Die Trittplatten müssen in Farbe und
Werkstoff der von der Stadt angebotenen entsprechen und sind so zu verlegen,
dass sie das umgebende Geländeniveau nicht überschreiten. Der Nutzungsbe-
rechtigte hat die Verlegung der Trittplatten jeweils für den rechts neben der
Grabstätte gelegenen Zwischenweg durchzuführen oder zu veranlassen. Außer
den Trittplatten ist als Wegbelag nur das Einbringen von Rotasche zulässig.
Nicht gestattet sind:
a) Sockel aus anderem Werkstoff, als er zum Grabmal selbst verwendet wird
b) Grabmale aus gegossener Zementmasse
c) in Zement aufgetragener ornamentaler oder figürlicher Schmuck
d) Farbenanstrich auf Steingrabmälern
e) Inschriften, die der Würde des Ortes nicht entsprechen

(2) Einfassungen und Abdeckungen sind nur noch in hierfür vorgesehenen Feldern
gestattet.

§ 22
Besondere Gestaltungsvorschriften

Erweiterungsfläche des Friedhofes Lauterbach
(1) Die Höhe der Grabfläche darf das sie umgebende Geländeniveau nicht mehr als

0,15 m überschreiten.
(2) Zwischen den Grabstätten sind Trittplatten in einer Größe von ca. 30 x 30 cm mit

einem Abstand von ca. 30 cm zu verlegen. Die Trittplatten müssen in Farbe und
Werkstoff den von der Stadt angebotenen entsprechen und sind so zu verlegen,
dass sie das umgebende Geländeniveau nicht überschreiten. Der Nutzungsbe-
rechtigte hat die Verlegung der Trittplatten jeweils für den rechts neben der
Grabstätte gelegenen Zwischenweg durchzuführen oder zu veranlassen.

(3) Für Grabmale ist als Werkstoff nur Naturstein zugelassen.
(4) Einfassungen und Abdeckungen sind nicht gestattet.

V. Gestaltung der Grabstätten
§ 23

Größe der Grabmale
(1) Grabmale dürfen in der Regel folgende Maße nicht überschreiten (soweit ein
Maß in Klammern angeführt ist, darf dieses nicht unterschritten werden):

Höhe Breite Stärke
M m m

a) Reihengrabstätten 1,00 0,70 0,20 (0,13)
b) Rasenreihengrabstätten· 0,50 0,70 0,08

• Bodenplatte
c) Wahl/Tiefgrabstätten 1,30 0,90 0,20 (0,13)

pro Grabstelle
d) Stelen

• bei Wahlgrabstätten· 1,20 0,50 0,50 (0,30)
• bei Tiefgrabstätten· 1,20 0,50 0,50 (0,30)
• bei Reihengrabstätten· 1,00 0,40 0,40 (0,30)
• bei Kindergrabstätten· 0,60 0,20 0,20
• bei Urnenwahlgrabstätten· 0,80 0,30 0,30 (0,20)
• bei Urnenreihengrabstätten 0,70 0,30 0,30 (0,20)

e) Lehntafel
• bei Wahlgrabstätten 0,60 1,00 0,04-0,10
• bei Tiefgrabstätten 0,60 1,00 0,04-0,10
• bei Reihengrabstätten 0,50 0,70 0,04-0,10
• bei Kindergrabstätten 0,35 0,50 0,04-0,10
• bei Urnenwahlgrabstätten 0,40 0,60 0,04-0,10
• bei Urnenreihengrabstätten 0,35 0,50 0,04-0,10

f) Kindergrabstätten 0,60 0,40 0,15 (0,12)
g) Urnenreihengrabstätten 0,60 0,50 0,15 (0,12)
h) Urnenrasenreihengrabstätten

• Bodenplatte 0,30 0,40 0,08
(Länge)

i) Urnenrasenreihengrabstätten 
im Baumgrabfeld 0,20 0,30 0,08
• Bodenplatte (Länge)

j) Urnenwahlgrabstätten 0,80 0,70 0,18 (0,12)
k) Urnenrasenwahlgrabstätten·

• Bodenplatte 0,40 0,55 0,08
(Länge)

(2) Die Bodenplatte ist bei den Rasengrabstätten bodeneben zu verlegen. Sie kann
bis jeweils 5 cm vom äußeren Rand beschriftet werden. Die Höhe der Beschrif-
tung darf die Oberfläche der Bodenplatte nicht überragen.

(3) Findling und Kissensteine dürfen in der Regel folgende Maße je Grabstelle nicht
überschreiten:

(P = Produkt aus Höhe x Breite Höhe Tiefe Stärke
x Tiefe) m m m
k) Findling· max. max. max.

• bei Wahlgrabstätten 1,30 0,60 0,90
P = max. 200 L·

• bei Tiefgrabstätten 1,30 0,60 0,90
P = max. 200 L·

• bei Reihengrabstätten 1,00 0,50 0,70
P = max. 160 L·

• bei Kindergrabstätten 0,60 0,35 0,50
P = max. 80 L·

• bei Urnenwahlgrabstätten 0,70 0,40 0,60
P = max. 100 L·

• bei Urnenreihengrabstätten 0,60 0,35 0,50
P = max. 80 L

l) Kissenstein
• bei Wahlgrabstätten 0,30 0,40 x Grabbreite

• bei Tiefgrabstätten 0,30 0,40 (maximal)
• bei Reihengrabstätten 0,20 0,30
• bei Kindergrabstätten 0,15 0,20
• bei Urnenwahlgrabstätten 0,15 0,20
• bei Urnenreihengrabstätten 0,15 0,20

(4) Einfassungen müssen der Größe der Grabstätte in Länge und Breite entspre-
chen. Abdeckungen dürfen diese Maße pro Seite um höchstens 2 cm über-
schreiten und bedürfen einer Einfassung

§ 24
Zustimmungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und sonstigen baulichen
Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwal-
tung. Der Genehmigungsantrag ist vom Nutzungsberechtigten oder vom aus-
führenden Unternehmer in dessen Auftrag rechtzeitig in doppelter Ausführung
bei der Friedhofsverwaltung zu stellen. Provisorische Holzkreuze sind für die
Dauer 1 Jahres nach der jeweils letzten Beisetzung genehmigungsfrei.

(2) Die Genehmigung ist nach dem jeweils geltenden Verwaltungsgebührentarif ge-
bührenpflichtig. 

(3) Dem Antrag ist zweifach beizufügen der zeichnerische Entwurf mit Grundriss
und Seitenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe des Materials, seiner Bear-
beitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole sowie der
Fundamentierung und Verdübelung.

(4) Genehmigungsanträge werden erst bearbeitet, wenn die für die betreffende
Grabstätte angefallene Friedhofsgebühr vollständig entrichtet ist. Über Ausnah-
men, insbesondere im Falle des Erlasses wegen Bedürftigkeit, entscheidet die
Friedhofsverwaltung.

(5) Die Genehmigung erlischt ein Jahr nach Ausstellung.
(6) Gewerbetreibende, die tätig werden, ohne dass die gem. Abs. 1 erforderliche

schriftliche Genehmigung erteilt wurde, kann die Friedhofsverwaltung nach
schriftlicher Mahnung im Wiederholungsfalle die Tätigkeit auf Friedhöfen unter-
sagen.

§ 25
Anlieferung und Überprüfung

(1) Beim Liefern von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen ist dem Fried-
hofswärter die Genehmigung der Friedhofsverwaltung vorzulegen.

(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, vor, während und nach der Errichtung
von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen alle Überprüfungen vorzuneh-
men, die erforderlich erscheinen.

§ 26
Fundamentierung und Befestigung

(1) Für die Erstellung, die Abnahmeprüfung und die jährliche Prüfung der Grabmal-
anlagen gilt die “Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen”
(TA Grabmal) der Deutschen Naturstein- Akademie, Gerberstraße 1 in 56727
Mayen, in ihrer jeweils gültigen Fassung.

(2) Vor dem Errichten einer Grabmalanlage ist ein Genehmigungsantrag mit Anga-
ben zu allen sicherheitsrelevanten Bauteilen bei der Friedhofsverwaltung einzu-
reichen.
Hierbei ist die Verwendung des Antrages „Genehmigung zur Errichtung eines
Grabmals/einer baulichen Einrichtung auf einer Grabstätte“ der Mittelstadt Völk -
lingen bindend vorgeschrieben.

(3) Das fertige Fundament muss sich mindestens 5 cm unter der Geländeober-
fläche befinden.

(4) Spätestens 4 Wochen nach Fertigstellung des Grabmals, nach der Neubefesti-
gung anl. einer Beisetzung oder bei einer Beanstandung wegen mangelnder
Standsicherheit ist eine nachweisliche Abnahmeprüfung durch einen Steinmetz
zu erbringen. Für die nachweisliche Abnahmeprüfung können vom Steinmetz
Prüfgeräte eingesetzt werden, die in der Lage sind, ein Zeit-/Lastdiagramm
(Prüfkurve) auszudrucken.
Anstatt einer nachweislichen Abnahmeprüfung kann auch eine geprüfte Statik
bei der Friedhofsverwaltung abgegeben werden.

§ 27
Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in einem Zu-
stand zu halten, der Gefährdungen ausschließt. Verantwortlich dafür ist der Nut-
zungsberechtigte.

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder
Teilen davon nicht gewährleistet oder besteht die Möglichkeit sonstiger Gefähr-
dungen, ist der Nutzungsberechtigte verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaf-
fen. Bei Gefahr im Verzug kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Nut-
zungsberechtigten Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen, Ab-
sperrungen) treffen.

(3) Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung durch die
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden, angemesse-
nen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, dies auf Kosten des
Nutzungsberechtigten zu tun oder das Grabmal, die sonstige bauliche Anlage
oder die Teile davon zu entfernen.

(4) Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln,
wird die schriftliche Aufforderung gem. Satz 1 auf die Dauer von 3 Monaten bei
der Friedhofsverwaltung hinterlegt und ein entsprechender Hinweis an der Grab-
stätte angebracht.

(5) Der Nutzungsberechtigte einer Grabstätte ist im Rahmen der allgemeinen Vor-
schriften für jeden Schaden haftbar, der vom Grabmal oder sonstigen baulichen
Anlagen ausgeht.

§ 28
Entfernung

(1) Ohne Genehmigung aufgestellte Grabmale und sonstige bauliche Anlagen kön-
nen auf Kosten des Nutzungsberechtigten entfernt werden, falls eine nachträgli-
che Genehmigung trotz Aufforderung nicht beantragt wird oder nicht bewilligt
werden kann. Grabmale oder sonstige bauliche Einrichtungen, die von der Ge-
nehmigung abweichen, gelten insgesamt als nicht genehmigt.

(2) Vor einer Bestattung sind von der Grabstätte Grabmale, Grabmalteile, Einfas-
sungen oder Grabschmuck zu entfernen. Dies haben die Nutzungsberechtigten
oder deren Beauftragte bis spätestens 48 Stunden vor der Bestattung auf ihre
Kosten ausführen zu lassen. Werden diese Arbeiten nicht rechtzeitig durchge-
führt, so kann die Friedhofsverwaltung von sich aus die notwendigen Maßnah-
men auf Kosten der Nutzungsberechtigten veranlassen. Bei der Berechnung der
Frist werden arbeitsfreie Tage des Friedhofspersonals nicht einbezogen.

(2) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen, die endgültig von Grabstätten abge-
baut werden, dürfen nicht auf dem Friedhof zurückgelassen werden.

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätte
§ 29

Allgemeines
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen des § 20 spätestens 3 Monate nach der

Belegung hergerichtet und dauernd instandgehalten werden. Verwelkte Blumen
und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen und an den
dafür vorgesehenen Plätzen abzulagern. § 8 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Die Grabstätten dürfen nur so angelegt und bepflanzt werden, dass andere
Grabstätten, Anlagen, Pflanzstreifen und Wege nicht beeinträchtigt werden und
keine Gefährdungen entstehen.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann verlangen, dass der Nutzungsberechtigte die
Grabstätte nach Ablauf des Nutzungsrechtes abräumt.

(4) Es ist nicht gestattet:
a) Grabflächen mit Kies oder ähnlichem Material großflächig zu bestreuen
b) Konservendosen, Einmachgläser, Waschmittelbehälter usw. aufzustellen.

(5) Werkzeuge und Gärtnergeräte dürfen nicht auf den Grabstätten oder hinter den
Grabmalen und in den Bepflanzungen aufbewahrt werden.

(6) Die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und Unkrautbekämpfungsmitteln ist
nicht erlaubt.

§ 30
Pflege der Rasengrabstätten

In ausgewiesenen Rasengrabfeldern werden Rasengrabstätten angeboten. Diese
Gräber werden durch die Stadt Völklingen für den Zeitraum der Nutzungsfrist unter-
halten und wie folgt angelegt:
Die Gräber werden frühestens 6 Wochen nach der Bestattung abgeräumt und ohne
Grabhügel angelegt. Die Grabfläche wird eingesät. 
Während der Vegetationszeit wird die gesamte Grabfläche je nach Erfordernis
gemäht; im Herbst wird das fallende Laub aufgenommen. Eintretende Setzungen
werden beseitigt. Zwischen den Grabreihen werden keine Plattenwege angelegt.
Das Ablegen von Grabschmuck sowie das Aufstellen von Grablampen, Vasen u. ä.
ist nur in der Zeit vom 15.10. bis zum 31.3. des folgenden Jahres erlaubt. 

§ 31
Vernachlässigung

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der
Nutzungsberechtigte auf schriftliche Aufforderung der Friedhofsverwaltung die
Grabstätte innerhalb eines Monats instand zusetzen. Ist der Nutzungsberechtig-
te nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine dreimonatige
Aufforderung an der Grabstätte. Wird die Aufforderung nicht befolgt, ist sie ein-
mal zu wiederholen. Wird auch die erneute Aufforderung nicht befolgt, kann die
Friedhofsverwaltung das Nutzungsrecht entziehen und die Grabstätte abräumen
und einebnen. Der Entziehungsbescheid wird in den Fällen, in denen der Nut-
zungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne weitere zu ermitteln ist, auf die
Dauer eines Monats bei der Friedhofsverwaltung hinterlegt und ein entsprechen-
der Hinweis an der Grabstätte angebracht. In dem Entziehungsbescheid ist der
Nutzungsberechtigte aufzufordern, Grabbepflanzung, Grabmal und sonstige
bauliche Anlagen innerhalb eines Monats ab Unanfechtbarkeit des Entziehungs-
bescheides zu entfernen.
§ 16 Abs. 4 und § 17 Abs. 8 gelten entsprechend.

(2) Entspricht lediglich Grabschmuck nicht den Vorschriften dieser Satzung, ist die
Stadt berechtigt, ihn ganz oder teilweise abzuräumen.

VIII. Trauerhallen und Trauerfeiern
§ 32

Benutzung der Trauerhallen und Leichenzellen
(1) Die Leichenzellen dienen der Aufnahme der Verstorbenen bis zur Bestattung.

Sie dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung und, soweit dies erforder-
lich erscheint, in Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals betreten
werden.

(2) Die Särge sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder
der Bestattung endgültig zu schließen. Bis zu diesem Zeitpunkt ist es den An-
gehörigen gestattet, die Verstorbenen zu sehen, sofern keine Rechtsvorschriften
oder auf Grund solcher Vorschriften getroffene Anordnungen entgegenstehen.

(3) Urnen werden von dem Träger der Feuerbestattungsanlage zum vorgesehenen
Bestattungsplatz übersandt, wo sie an geeigneter Stelle bis zur Beisetzung auf-
bewahrt werden. § 40 Abs. 3 Bestattungsgesetz gilt entsprechend.

(4) Verstorbene, die auf einem Friedhof mit einer Trauerhalle ohne Kühlzelle bestat-
tet werden sollen, sind in einer Trauerhalle mit Kühlzelle auf dem Friedhof eines
anderen Stadtteiles aufzubewahren, wenn die Friedhofsverwaltung dies anord-
net. Sie sind frühestens 2 Stunden vor der Bestattung auf den Friedhof zu über-
führen, auf dem sie bestattet werden.

(5) Die Ausschmückung der Trauerhalle erfolgt durch die Stadt. Zusätzliche Dekora-
tion durch den Bestatter ist in angemessenem Rahmen zulässig.

§ 33
Trauerfeiern

(1) Die Trauerfeiern dürfen in der Trauerhalle oder am Grabe abgehalten werden.
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Aufbahrung des Sarges bei der Trauerfeier

untersagen, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen übertragbaren
Krankheit gelitten hat oder sonstige gesundheitliche Bedenken bestehen.

(3) Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht länger als 30 Minuten dauern. Ausnahmen
bedürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

IX. Schlussvorschriften
§ 34

Alte Rechte
(1) Bei Grabstätten, die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits belegt waren, gelten

für die bestehende Nutzungsfrist und die Ausführung bereits vorhandener Grab-
male, Grabbepflanzung und sonstiger Grabeinrichtungen sowie die Grabgröße
grundsätzlich die bisherigen Vorschriften. In Einzelfällen - außer für die zeitlich
festliegende Dauer des Nutzungsrechtes - kann die Friedhofsverwaltung anord-
nen, dass die Vorschriften dieser Satzung anzuwenden sind. 

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von un-
befristeter oder unbestimmter Dauer werden auf zwei Nutzungszeiträume nach
§ 17 Abs. 1 dieser Satzung seit ihrem Erwerb beschränkt. § 17 Abs. 4 gilt ent-
sprechend.

(3) Bei Grabstätten auf den Friedhöfen der Stadtteile Ludweiler und Lauterbach, für
die durch Vorlage von Verleihungsurkunden oder Übereinkommen der früheren
Gemeinden weitergehende Nutzungsfristen oder Ruhefristen als nach den Vor-
schriften dieser Satzung nachgewiesen werden, gelten diese nachgewiesenen
Zeiträume. Der Nachweis ist bei späteren Bestattungen innerhalb eines Monats
nach Durchführung vorzulegen. Soweit eine Gebühr für eine Verlängerung des
Nutzungsrechtes bei der zweiten Bestattung nach der Rechtslage zum Zeitpunkt
der Ausstellung von Verleihungsurkunde bzw. Übereinkommen nicht zu erheben
wäre, entfällt sie auch weiterhin.

§ 35
Haftung

(1) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsmäßige Benutzung
der Friedhöfe, ihrer Anlagen und ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder
durch Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhut- und Überwa-
chungspflichten. Die Kosten für den Ersatz von Schäden,  die durch die Inan-
spruchnahme von Grabstätten oder sonst als Ausfluss von Nutzungsrechten an
Friedhofseinrichtungen oder anderen Grabstätten entstehen, hat bei Maßnah-
men, die einen Antrag voraussetzen, der Antragsteller, ansonsten der Nutzungs-
berechtigte zu tragen.

(2) Ansonsten haftet die Stadt nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit von Be-
diensteten für Schäden, die Dritten im Zusammenhang mit Besuch oder Benut-
zung von Friedhöfen oder Arbeiten auf Friedhöfen entstehen.

§ 36
Gebühren

Für die Benutzung der von der Stadt verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen
sind Gebühren nach der jeweils geltenden Gebührensatzung für die Friedhöfe zu
entrichten. Für die Festsetzung der Gebühr ist die Gebührensatzung zugrunde zu
legen, die am Tage der Leistung in Kraft ist. Bei Fällen, die mehrere Einzelleistun-
gen beinhalten, gilt als Tag der Leistung der Tag der letzten Teilleistung.

§ 37
(1) Die gemäß dieser Satzung geforderten Handlungen bzw. Unterlassungen kön-

nen mit dem Zwangsmittel des Saarländischen Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes (SVwVG) vom 27.03.1974 (Amtsbl. S. 430 ff.) in der jeweils gültigen Fas-
sung erzwungen werden.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer die ihm übertragenen Verpflichtungen nach den
Vorschriften dieser Satzung nicht erfüllt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
Geldbuße bis zu 500,00 € belegt werden.

§ 38
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Ausgefertigt: 26.06.2007, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 06.03.2013
Lorig, Oberbürgermeister

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 27.01.2010 in Kraft gesetzt.

1. Änderungssatzung
zur Satzung über die Benutzung der Friedhöfe der Mittelstadt Völklingen

vom 26.06.2007
Aufgrund des § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes –
KSVG- in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682),
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 11. Februar 2009 (Amtsbl. S. 1215), der §§
1, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes –KAG- in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Mai 1998 (Amtsbl. S. 691), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.
November 2007 (Amtsbl. S. 2393) sowie des § 8 des Gesetzes über das Friedhofs-
, Bestattungs- und Leichenwesen –Bestattungsgesetz- vom 05. November 2003
(Amtsbl. S. 2920), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Juli 2009 (Amtsbl. S.
1240) wird auf Beschluss des Stadtrates vom 19.11.2009 die Satzung über die Be-
nutzung der Friedhöfe der Mittelstadt Völklingen wie folgt geändert:

Artikel I
§ 3 Begriffsbestimmungen    

Nutzungs- Nutzungsberechtigter an einer Grabstätte ist derjenige, dem alle 
berechtiger Rechte und Pflichten, die sich auf die Grabstätte beziehen, übertra-

gen worden sind. Die Übertragung der Rechte und Pflichten erfolgt
durch Zuweisung einer Grabstätte auf Antrag einer natürlichen oder
juristischen Person, auch im Wege der Stellvertretung über ein Be-
stattungsunternehmen.Verstirbt der Nutzungsberechtigte vor Ablauf
des Nutzungsrechtes, so gehen alle Rechte und Pflichten auf die voll-
jährigen Angehörigen des Verstorbenen im Sinne des § 26 Abs. 1 Satz
1 saarländisches Bestattungsgesetz über. § 17 der Satzung bleibt un-
berührt.Wird die Bestattung von der Ortspolizeibehörde veranlasst
und wird eine Grabstätte von Amts wegen zugewiesen, liegt das Nut-
zungsrecht einschließlich aller sich daraus ergebenden Rechte und
Verpflichtungen bei den Angehörigen, die nach § 26 Abs. 1 BestattG
bestattungspflichtig sind. Sind keine Angehörigen im Sinne des § 26
Abs. 1 BestattG vorhanden, liegt die Nutzungsberechtigung bei der
Friedhofsverwaltung
§ 14 Allgemeines  

(1) unverändert
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in alle Arten von:

a) Reihengrabstätten 
b) Urnenreihengrabstätten
c) Wahl- und Tiefgrabstätten
d) Urnenwahlgrabstätten

(3) – (9) unverändert
§ 15 Größe der Grabstätten

(a) – (i) unverändert
(j) Länge (m) Breite(m)

Rasentiefgrabstätten 2,50 1,10
1,50 je weitere Stelle

§ 17 Wahlgrabstätten und Tiefgrabstätten
(1) – (5) unverändert
(6) Der Erwerber des Nutzungsrechtes ist berechtigt, seinen Nachfolger

im Nutzungsrecht gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich fest-
zulegen. Liegt eine entsprechende Verfügung nicht vor, sollen sich die
Angehörigen über die Nachfolge im Nutzungsrecht einigen. Der im
Nutzungsrecht Nachfolgende hat die Übernahme des Nutzungsrech-
tes gegenüber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu erklären. Ist eine
Einigung nicht zu erzielen, geht das Nutzungsrecht auf die volljähri-
gen Angehörigen des Verstorbenen im Sinne des § 26 Abs. 1 Satz 1
saarländisches Bestattungsgesetz über.

(7) – (10) Unverändert
(1) § 23 Größe der Grabmale
(a) – (h) unverändert
(i) Urnenraseneinzelgrabstätten im Baumgrabfeld
(j) – (k) unverändert
(l) Höhe (m) Breite (m) Stärke (m) 

Rasentiefgrabstätten    
• Bodenplatte 0,50 0,70 0,08

(2) – (4) unverändert
§ 26 Fundamentierung und Befestigung

(1) – (3) unverändert
(4) Spätestens 8 Wochen nach Fertigstellung des Grabmals, nach der

Neubefestigung anl. einer Beisetzung oder bei einer Beanstandung
wegen mangelnder Standsicherheit ist eine nachweisliche Abnahme-
prüfung durch einen Steinmetz zu erbringen. Für die nachweisliche
Abnahmeprüfung können vom Steinmetz Prüfgeräte eingesetzt wer-
den, die in der Lage sind, ein Zeit-/Lastdiagramm (Prüfkurve) auszu-
drucken.Anstatt einer nachweislichen Abnahmeprüfung kann auch ei-
ne geprüfte Statik  bei der Friedhofsverwaltung abgegeben werden.

Artikel II
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.

Ausgefertigt: 19.11.2009, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 05.03.2013
Lorig, Oberbürgermeister

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 05.06.2003 in Kraft gesetzt.

1. Satzung
zur Änderung der Betriebssatzung

des Grundstücks- und Gebäudemanagementbetriebes
der Mittelstadt Völklingen (GGM)

vom 08.12.1999
Aufgrund der §§ 12, 108 Abs. 2 und 109 Abs. 1 des Kommunalselbstverwaltungs-
gesetzes (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.1997 (Amtsblatt 
S. 682), zuletzt geändert durch Gesetz Nr. 1484 vom 07.11.2001 (Amtsblatt S.
2158), in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung (EigVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 22.12.1999 (Amtsblatt 2000, S. 138), zuletzt geändert durch
Gesetz Nr. 1484 vom 07.11.2001 (Amtsblatt S. 2158), wird auf Beschluss des Stadt-
rates vom 09.04.2003 folgende Satzung erlassen:

Artikel 1
Die o.a. Betriebssatzung wird wie folgt geändert:
1. Im Einleitungstext wird in Zeile 1 hinter den Worten “Aufgrund der §§ 12, 108

Abs.” die Zahl “1” durch die Zahl “2” ersetzt.
2. In § 4 Absatz 1 letzter Satz wird das Wort “Bewirtschaftung” durch das Wort “Wirt-

schaftsführung” ersetzt.
3. § 5 wird wie folgt neu gefasst:

§ 5
Stammkapital

Das Stammkapital wird auf 5.112.919 € (in Worten: Fünfmillioneneinhundert-
zwölftausendneunhundertneunzehn Euro) festgesetzt.

Artikel 2
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Ab-

weichend von Satz 1 tritt Art. 1, Ziff. 3 rückwirkend zum 01.01.2003 in Kraft.

Ausgefertigt: 14.04.2003, Netzer, Oberbürgermeister
Völklingen, 06.03.2013
Lorig, Oberbürgermeister

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 07.07.2004 in Kraft gesetzt.

Zweite Änderungssatzung zur Betriebssatzung des Grundstücks- 
und Gebäudemanagementbetriebes der Mittelstadt Völklingen (GGM)

vom 08.12.1999
Aufgrund der §§ 12, 108 Abs. 2 und 109 Abs. 1 des Kommunalselbstverwaltungs-
gesetzes (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.1997 (Amtsbl. S.
682), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.10.2003 (Amtsbl. 2004, Seite 594), in
Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung (EigV0) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.12.1999 (Amtsbl. 2000, Seite 138), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 07.11.2001 (Amtsbl. S. 2158) wird auf Beschluss des Stadtrates vom
14.09.2004 die Betriebssatzung in der Fassung vom 09.04.2003 wie folgt geändert:
Die nachfolgend genannten Gliederungsnummern der Anlage 1 erhalten fol-
gende Fassung:

Abkürzungen: E = Entscheidungen – V = Vorberatung – U = Unterrichtung

Stadtrat Ausschuss Werkleitung

2.02. Einstellung, Höher-
gruppierung und Kündigung
von Angestellten ab BAT II E V

2.03. Einstellung, Höher- E
gruppierung und Kündigung
von Angestellten bis einschl.
Vergütungs-Gruppe III BAT
sowie von Arbeitern und
Arbeiterinnen mit Ausnahme
von befristeten Arbeitsverhält-
nissen (Geschäft der laufenden
Verwaltung)

2.04. Ernennung von Beamten/ E
Beamtinnen bis
einschließlich Besoldungs-
gruppe A 12 sowie deren
Entlassung 

2.05. Einstellung von Auszubildenden E
3. Wirtschaftsangelegenheiten
3.02. Aufnahme von Darlehen E
3.04 Ausführungs- und Finanzie- E V

rungsabschlüsse bei Investi-
tionsmaßnahmen (Vermögens-
plan) von erheblicher finanziel-
ler Bedeutung über einer Wert-
grenze von 1 Mio. €

3.05 wie vor, jedoch unterhalb der E
Wertgrenze von 1 Mio € und
soweit nicht wiederkehrend
ab 100.000,-- €

3.06 Regelmäßig wiederkehrende
und unterhalb der Wertgrenzen
von 100.000,-- € liegende 
Maßnahmen im Rahmen der 
Vermögensplanansätze 
- Erneuerung und Erweiterungen

von technischen Einrichtungen  
und Anlagen einschließlich 
Maschinen und Fahrzeugpark 

- die Ersatzbeschaffung U (über E
von Betriebsmitteln 50.000,-- €)

3.09 Bewirtschaftung des Erfolgs-
planes einschl. Auftragsver-
gaben bis zu einer Höhe von
100.000,-- € ausgenommen
von der Wertgrenze ist die 
Bewirtschaftung des Erfolgs-
planes bezüglich Umsatzer- U (über E
lösen und Erträgen 50.000,-- €)

3.11 Nettomehrausgaben für
einzelne Vermögensplan-
maßnahmen von mehr als
15 %
a) über der Wertgrenze von

1 Mio. € E V
b) unterhalb der Wertgrenze E

von 1 Mio. € und über 
100.000,-- €

c) unterhalb von 100.000,-- € U (über E
50.000,-- €)

3.16 Erlass, Niederschlagung
von Forderungen, Ver-
gleiche ab einer Einzel-
forderung größer
50.000,-- € E V

3.17 wie vor, jedoch unter-
halb von 50.000,-- €
und höher als 10.000,-- € E

3.18 wie vor, jedoch unter U (über E
10.000,-- € 2.500,-- €)

4. Grundstücksangelegenheiten
4.01. Erwerb, Veräußerung 

von Grundstücken über
250.000,-- € E V

4.02. wie vor, weniger als 
250.000,-- €, jedoch
höher als 50.000,-- € E

4.03 wie vor unter
50.000,-- € U E

Diese Änderungen treten am 07. Juli 2004 in Kraft.
Ausgefertigt: 30.11.2004, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 06.03.2013
Lorig, 0berbürgermeister

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 01.01.2007 in Kraft gesetzt.

3. Satzung
zur Änderung der Betriebssatzung des Grundstücks- und Gebäudemanage-

mentbetriebes der Mittelstadt Völklingen (GGM) vom 08.12.1999
Auf Grund der §§ 12, 108 Abs. 2 und 109 Abs. 1 des Kommunalselbstverwaltungs-
gesetzes (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.1997 (Amtsbl. S.
682), zuletzt geändert am 13.12.2005 (Amtsbl. S. 2010) in Verbindung mit der Ei-
genbetriebsverordnung (EigVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.12.1999 (Amtsbl. 2000, Seite 138), zuletzt geändert durch Gesetz vom
07.11.2001 (Amtsbl. S. 2158) wird auf Beschluss des Stadtrates vom 14.12.2006
die Betriebssatzung in der Fassung vom 14.09.2004 wie folgt geändert:

Artikel 1
§ 9 Absatz 1 der Betriebssatzung des GGM vom 08.12.1999 in der Fassung der 2.
Änderung wird wie folgt neugefasst:
(1) Die Werkleitung besteht aus einem oder zwei Werkleitern (Werkleiterinnen).

Werden zwei Werkleiter/innen bestellt, vertreten diese den Eigenbetrieb ge-
meinschaftlich. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet die Oberbürgermei-
sterin oder der Oberbürgermeister. Die Oberbürgermeisterin oder der Oberbür-
germeister bestellt für den Vertretungsfall im Benehmen mit der Werkleitung ei-
ne/n oder zwei Stellvertreter/innen.

Artikel 2
Diese Änderung tritt am 01.01.2007 in Kraft

Ausgefertigt, 29.12.2006, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 06.03.2013
Lorig, Oberbürgermeister

Die nachstehende Satzung wird rückwirkend zum 12.04.2007 in Kraft gesetzt.

Aufgrund der §§ 12 und 19 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes (KSVG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.1997 (Amtsbl. S. 682), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 06.09.2006 (Amtsbl. Seite 1694, berichtigt Seite 1730) wird
auf Beschluss des Stadtrates vom 20.03.2007 folgende Platzordnung als Satzung
erlassen:

PLATZORDNUNG
für die Fußball-Sportanlage Eberbachtal in Völklingen-Geislautern

1
Die Kunstrasen-Spielfläche darf ausschließlich zum Fußballspielen und nur
während der Trainings- und Spielzeiten (siehe Aushang im Clubheim des SV 1910
Geislautern) benutzt werden. Unbefugtes Betreten der Anlage wird zur Anzeige ge-
bracht.

2
Das Betreten der Kunstrasen-Spielfläche ist nur mit geeignetem Schuhwerk (nicht
mit Schraub-stollen-Fußballschuhen) erlaubt.

3
Die Zuschauerränge befinden sich hinter der Barriere.
Bei allen Spielen ist nur den Spielern/Spielerinnen, den Mannschaftstrainern/-trai-
nerinnen bzw. Betreuern/Betreuerinnen, den Auswechselspielern/-spielerinnen und
dem Schiedsrichtergespann das Betreten der Kunstrasen-Spielfläche erlaubt.

4
Das Rauchen und das Fahrradfahren auf dem Spielfeld und der Stehrangfläche ist
verboten.

5
Hunde sind in der Sportanlage an der Leine zu halten und dürfen nicht auf die Spiel-
fläche und die Stehrangfläche geführt werden. Hundekot ist zu entfernen.
Leergut ist abzugeben und sonstiger Abfall nach Spielende selbst in die bereitge-
stellten Abfallbehältnisse zu entsorgen.

6
Bei Zuwiderhandlungen gegen diese Platzordnung erfolgt der Verweis aus der
Sportanlage.
Für Schäden haftet der Verursacher. Eltern haften für ihre Kinder.
Ausgefertigt: 28.03.2007, Lorig, Oberbürgermeister
Völklingen, 06.03.2013
Lorig, Oberbürgermeister


